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Im Treibsand Iraks 
Von „Auftrag erfüllt” zur unerfüllbaren Mission? 
Ein Überblick über die Besatzungspolitik der USA und  den Widerstand dagegen 
 

Am 28. Juni 2004 endete offiziell die Besatzung des Irak. Eine Interimsregierung wurde ein-
gesetzt und ein Übergangsprozess definiert, der innerhalb von 18 Monaten zu einer gewähl-
ten, auf einer neuen Verfassung basierenden Regierung führen soll. Mit Resolution 1546 ak-
zeptierte der UN-Sicherheitsrat dieses Vorgehen. Damit scheinen die USA auf dem Weg des 
Erfolges und die Ablösung des in Ungnade gefallenen Regimes Saddam Husseins durch ein 
US-freundliches Regime beinahe abgeschlossen. Doch die Realität sieht anders aus. Die 
US-Strategen sahen sich seit Beginn der Besatzung immer wieder gezwungen, ihre ehrgeizi-
gen Pläne durch taktische Rückzüge an die widerspenstige irakische Realität anzupassen. 
Auch der nun definierte Übergangsprozess entsprach nicht den ursprünglichen Plänen der 
US-Regierung, sondern war ihr durch die Verhältnisse aufgezwungen worden. Sein Erfolg ist 
äußerst fraglich. Die USA werden auch weiterhin die Kontrolle über das Land nur unter Ein-
satz von brutaler Repression und militärischer Gewalt gegen einen weiter wachsenden Wi-
derstand aufrechterhalten können. Die Entwicklung geht nicht in Richtung Souveränität und 
Demokratie, sondern hin zu einer US-hörigen koloniale Diktatur, die erst dann enden wird, 
wenn die USA zum Rückzug aus dem Land gezwungen werden.  
 

Mission erfüllt? – Hilfsorganisatio-
nen ziehen eine bittere Bilanz 

Am 1. Mai 2003 hatte Präsident George W. Bush 
seinen großen Auftritt. Er landete vor laufenden Ka-
meras bei untergehender Sonne auf dem Flugzeug-
träger USS Abraham Lincoln und erklärte die 
Kampfhandlungen im Irak für weitgehend beendet. 
„Mission accomplished – Mission erfüllt” stand auf 
dem riesigen Transparent im Hintergrund. Ein Jahr 
später fielen monatlich mehr US-Soldaten im Kampf 
als während der gesamten Invasion. Immer offener 
wurde auch in den USA über eine drohende strategi-
sche Niederlage im Zweistromland gesprochen. 
Obwohl der Präsident in seiner Rede zum ersten Jah-
restag des Kriegsbeginns einräumen musste, „auf i-
rakischem Boden vor ernsthaften und andauernden 
Herausforderungen” zu stehen, verteidigte er sein 
Unternehmen als Erfolg. Für den Irak sei der Ein-
marsch der Koalitionstruppen ein Tag der Befreiung 
gewesen, so US- Präsident Bush und auch für den 
Nahen Osten ein Wendepunkt, da Männer und Frau-
en dort, „wenn sie auf den Irak schauen, einen Ein-
druck davon bekommen, wie das Leben in einem 
freien Land aussehen kann.”1 

Unabhängige Hilfs- und Menschenrechtsorganisatio-
nen, zogen eine wesentlich bitterere Bilanz. „Die Not 
der einfachen Iraker ist größer denn je” meldete die 
Hilfsorganisation Caritas International am 18. März 

                                                   
1 Rede Präsident Bushs zum 1. Jahrestag, dt. Übersetzung: 
http://www.uni-kassel.de/fb10/frieden/regionen/Irak/jahrestag-
bush.html  

2004 in einer Presseinformation.2 Sie bestätigte die 
Untersuchungsergebnisse einer Studie von MedAct, 
der britischen Sektion der Internationalen Ärzte gegen 
den Atomkrieg (IPPNW), die bereits im November 
festgestellt hatte, dass die Lebensbedingungen sich in 
allen Bereichen gegenüber der Vorkriegszeit ver-
schlechtert hatten. Und diese waren bekanntlich auf-
grund des Embargos bereits katastrophal gewesen.3 

In der weltweiten Lebensqualitäts-Studie der interna-
tional renommierten Unternehmensberatungsfirma 
Mercer Human Resource Consulting war Bagdad auf 
den letzten Platz gefallen. Nach der, auf Basis ver-
schiedener sozialer und wirtschaftlicher Indikatoren 
vorgenommen, regelmäßigen Bewertung der Le-
bensqualität in den Großstädten der Welt, fiel Bag-
dad von 30,5 Punkte im Jahr 2003 auf 14,5 Punkte 
und damit hinter Bangui in der Zentralafrikanischen 
Republik (28,5), Brazzaville und Pointe Noire im 
Kongo (29,5 bzw. 33,5). Verantwortlich hierfür wur-
de vor allem fehlende Sicherheit und Ordnung im 
Alltag sowie die miserable Infrastruktur gemacht.4 

„Sterben wegen Vernachlässigung” überschrieb der 
britische Independent zehn Monate nach Bushs tri-
umphalen Auftritt auf dem Flugzeugträger, einen Be-
richt über den schockierenden Zustand der Kinder-

                                                   
2 Caritas Internatinonal: www.caritas-international.de , siehe 
auch, Karl A. Ammann (Koordinators der Caritas-Hilfe im Irak): 
„Der schleichende Krieg”, Frankfurter Rundschau, 15.03.2004 
3 MedAct Studie: ”Continuing collateral damage – the health and 
environmental costs of war on Iraq 2003”, 
(http://www.ippnw.de/presse/2003/031111IrakBilanz.htm ) 
4 ”World-wide quality of life survey”, London, 1.3.2004 
http://www.mercerhr.com/pressrelease/details.jhtml/dynamic/id
Content/1128760 
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krankenhäuser in Bagdad. Die vorgefunden sanitären 
Bedingungen waren verheerend: die Krankenstatio-
nen waren verschmutzt, Dreckwasser tropfte aus 
Abwasserrohren über den Bettchen der Frühgebore-
nen. Es fehlten nicht nur Medikamente und Ver-
bandsmaterial, sondern auch Desinfektionsmittel, oft 
sogar einfache Seife.5 Zu den mangelnden Behand-
lungsmöglichkeiten kommen dadurch Epidemien 
und gegenseitige Ansteckungen. Hunderte sterben 
monatlich aufgrund dieser Bedingungen, für die an-
deren wird der Klinikaufenthalt zur endlosen Qual. 

Auch Amnesty International (AI) brachte zum Jah-
restag einen Bericht über das von Bush gepriesene 
„Leben in einem freien Land” heraus. Die Men-
schenrechtsorganisation überschrieb ihn mit: „Ein 
Jahr danach – die Menschrechtssituation ist weiter-
hin entsetzlich.” Sie kritisiert u.a. die unverhältnis-
mäßige Anwendung von Gewalt, willkürliche Ge-
fangennahmen und fürchterliche Haftbedingungen 
bis hin zur Folter. Jeden Tag, so der Bericht, sähen 
sich die Iraker der Bedrohung ihres Lebens ausge-
setzt, der ständigen Gewalt durch die Besatzungs-
macht und bewaffnete Gruppen sowie Gewaltkrimi-
nalität, insbesondere gegen Frauen. Es werden zwar 
auch einige positive Entwicklungen genannt, wie die 
größere Meinungs- und Versammlungsfreiheit, die 
sich in der Entstehung Dutzender Parteien und 
NGOs und mehr als 80 Zeitungen ausdrückt. Doch 
gelten diese Freiheiten, wie das häufige restriktive 
Vorgehen gegen unbequeme Medien zeigt, nur be-
dingt. Vor allem aber wiege dies wenig, so AI, ange-
sichts der mangelnden Sicherheit und den Konse-
quenzen einer zerstörten Infrastruktur.  
Schon lange berichteten Iraker, AI und andere Men-
schenrechtsorganisationen über Folter in den vom bri-
tischen und US-amerikanischen Militär geführten La-
gern und Gefängnissen. Sie wurden lange Zeit von 
den Medien geflissentlich ignoriert. Erst als in größe-
rem Maße Bilder von Folter und Misshandlungen an 
die Öffentlichkeit gelangten, wurden die Zustände im 
Irak zu einem internationalen Skandal der die Glaub-
würdigkeit der Besatzungspolitik ernsthaft erschütter-
te. 

Eine ähnlich breite Aufklärung steht bei anderen 
Verbrechen der Besatzungsmächte noch aus. Das US-
amerikanische Center for Economic and Social Rigths 
(CESR) legte im Juni 2004 erstmals eine umfassende 
Zusammenfassung der vielfältigen Verstöße gegen 
internationales Recht durch die Besatzungsmächte 
vor. In seinem Bericht „Jenseits der Folter – Verstöße 
der USA gegen das Besatzungsrecht” weist CESR ex-
plizit auf ihren systematischen Charakter hin und un-
terteilt sie in zehn Kategorien: von Verletzungen des 
humanitären Völkerrechts, verbindlicher UN-
Konventionen, der UN-Charta bis hin zur Missach-

                                                   
5 ”Dying of neglect: the state of Iraq's children's hospitals”, The 
Independent, 21.2.2004 

tung der allgemeinen Menschenrechte. Hierzu zählen 
die Verweigerung des Selbstbestimmungsrechts, die 
Verweigerung des Schutzes des Rechts auf Leben und 
Gesundheit, die ungenügende Bereitstellung lebens-
notwendiger Dienste, Nahrung und Bildung, die An-
griffe auf die Zivilbevölkerung, die Anwendung von 
Kollektivstrafen, die willkürlichen Festnahmen, De-
mütigungen und Folter und schließlich auch die 
grundlegenden Änderungen der ökonomischen Struk-
tur des Landes, sowie die Vernichtung von Arbeits-
plätzen und Erwerbsmöglichkeiten.6 

Trotz dieser Fakten, wird die Besatzung auch von 
den Staaten nicht in Frage gestellt, die den Irak-
Krieg als ungerechtfertig kritisiert hatten. Kritisiert 
wird im Wesentlichen nur die miserable Durchfüh-
rung  und das angebliche „Fehlen konkreter Pläne” 
der Bush-Administration für die Nachkriegszeit. 

Die ursprünglichen Nachkriegs-
pläne Washingtons 

Auflösung des irakischen Staates 

Der Eindruck, die US-Truppen wären ohne ausgear-
beitete Pläne für die Zeit danach einmarschiert, drängt 
sich zwar auf, ist aber nicht richtig. Wenn diese auch 
offensichtlich sehr hemdsärmelig und ungeschickt 
umgesetzt wurden, so waren sie doch von langer 
Hand vorbereitet worden. Die aktuelle Misere im Irak 
ist überwiegend die logische Konsequenz der im Vor-
feld ausgearbeiteten US-Strategie für den Irak, die zu-
sammengefasst folgendes vorsah: (a) völlige Auflö-
sung des alten Staates und Umwandlung in einen fö-
deral gegliederten, entmilitarisierten Bundesstaat mit 
einer möglichst schwachen Zentralregierung, (b) dau-
erhafte Stationierung einer großen Streitmacht im Irak 
und damit im Zentrum der arabischen Welt, (c) Um-
wandlung der irakischen Wirtschaft in ein radikal neo-
liberales Modell einer freien Marktwirtschaft und 
schließlich (d) Etablierung einer pro-amerikanischen 
Regierung unter Vormundschaft der USA.  
Es gehe bei den Nachkriegsplänen nicht nur um „se-
lektive Reformen im Irak, sondern praktisch um eine 
Neudefinition der Nation – ökonomisch, sozial und 
politisch,“, so Carl Conetta vom US-amerikanischen 
Project on Defense Alternatives 7 Irak sollte nach 
dem Willen der Bush-Administration als Beispiel 
und vor allem als Hebel für ihr Projekt „Greater 
Middle East Initiative“ dienen, das sich die Trans-
formation der arabischen und islamischen Staaten 
von Nordafrika bis zum kaspischen Meer in bürger-
lich-demokratische, neoliberale Marktwirtschaften 
zum Ziel setzt. 

                                                   
6 „Beyond Torture – U.S. Violations of Occupation Law in Iraq”, 
CESR, Juni 2004, http://www.cesr.org/beyondtorture.htm 
7 Carl Conetta, „Radical Departure:  Toward A Practical Peace in 
Iraq“, Project on Defense Alternatives, Briefing Report #16,  
7.7.2004, http://www.comw.org/pda/0407br16.html  
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Das unmittelbare Kriegsziel war der Sturz der iraki-
schen Regierung gewesen. Dabei ging es aber nicht 
um eine bloße Übernahme der Macht. Im Stil einer 
klassischen Eroberung sollte die alte Staatsführung 
physisch ausgeschaltet und der bestehende Staat als 
solcher weitgehend aufgelöst werden. In diesem Zu-
sammenhang müssen die Plünderungen und systema-
tische Brandschatzungen nach dem Zusammenbruch 
des alten Regimes gesehen werden, die von den In-
vasoren nicht behindert, sondern vielen Berichten 
zufolge offenbar gezielt gefördert wurden. Nur das 
Ölministerium und  die Anlagen der irakischen Ölin-
dustrie wurden geschützt, während ein großer Teil 
des kulturellen Erbes und die meisten staatlichen 
Einrichtungen den Zerstörungen zum Opfer fielen.8  
Diese systematischen Zerstörungen machten den Weg 
frei für eine völlige Neuordnung des Irak gemäß US-
amerikanischen Vorstellungen und Interessen. Armee 
und Sicherheitskräfte wurden aufgelöst und die meis-
ten Funktionäre aus den staatlichen Stellen entlassen. 
Über eine viertel Million Iraker wurden so erwerbs-
los.9 Da keine Alternativen bereit standen, brach mit 
der vollständigen Auflösung der staatlichen Institutio-
nen völlig vorhersehbar auch jegliche gesellschaftli-
che Ordnung zusammen. Wurden die Sicherheits-
dienste zuvor auch gefürchtet und gehasst, so war die 
Armee stets weithin respektiert gewesen und die Poli-
zei professionell und imstande die allgemeine Krimi-
nalität unter Kontrolle zu halten. 

„Demokratiepromotion” 

Gestützt auf ihre irakischen Verbündeten wollte Wa-
shington mit Hilfe von Programmen zur „Demokra-
tieförderung” aus den Trümmern des alten Staates 
eine neue irakische Gesellschaft aufbauen. Solche 
Programme, wie sie bereits in Ländern wie Jugosla-
wien oder Haiti erprobt wurden, gehören zur allge-
meinen außenpolitischen Strategie der USA für die 
Erweiterung ihrer weltweiten Hegemonie.10 
Speziell für den Irak sahen die Pläne zum einen vor, 
eine neoliberal orientierte Führungsschicht zu etablie-
ren, die Washingtons Ziel, den Irak auf abhängige 
Weise in das globale kapitalistische System zu integ-

                                                   
8 Siehe J. Guilliard, „Die Kolonisierung des Iraks im Geiste der 
Conquista”, junge Welt v. 5/6.5.2003 
9 Walden Bello, „Falluja and the Forging of the New Iraq”, Fo-
cus on the Global South, 18-Apr-2004  
10 William I. Robinson, „What to expect from U.S. ‚Democracy 
Promotion’ in Iraq”, University of California, 30.3.2004 
http://www.focusweb.org/index.php?option=news&task=viewart
icle&sid=167;  Solche Programme sind auch Teil eines größe-
ren, von Washington 2003 angekündigten „4-Schritte”-Plans für 
den gesamten Nahen und Mittleren Osten, wofür der besetzte 
Irak als Ausgangspunkt dienen soll: 1. Lösung des israelisch- 
palästinensischen Konflikts. 2. „Partnerschaft des Mittleren Os-
tens” zum Aufbau einer „Zivilgesellschaft” in der Region. 3. 
Verstärkte Integration der Region in die Weltwirtschaft durch 
Liberalisierung und Strukturanpassungen. 4. Verhinderung der 
Entstehung regionaler militärischer Herausforderungen für die 
US-amerikanische Vorherrschaft im Mittleren Osten. 

rieren, aus eigenem wirtschaftlichen Interesse teilt und 
den Staat unter der Vormundschaft der USA verwal-
ten kann. Zweitens sollten die Kräfte isoliert werden, 
die sich den US-Plänen aktiv widersetzen und drittens 
eine politisch-ideologische Hegemonie der pro-
westlichen Eliten über die breite Masse der Bevölke-
rung etabliert werden, um zu verhindern, dass sie sich 
unabhängig politisiert und organisiert.  
Den Kern einer neuen pro-amerikanischen Mittel-
schicht sollten die Teile der Bevölkerung bilden, die 
rasch und unmittelbar von den neuen Verhältnissen 
profitieren: Dazu zählen irakische Unternehmer, die 
für US-Firmen arbeiten dürfen, aber auch Arbeiter 
und Angestellte in relativ gut bezahlten Stellungen bei 
der Besatzungsmacht oder ausländischen Unterneh-
men.  
Hinzu kommt auch eine große Zahl von Kriegsge-
winnlern: Neben risikofreudigen Händlern aus den 
Nachbarländern machen vor allem Exiliraker mit 
Kapital und Beziehungen auch unter den aktuellen 
Verhältnissen glänzende Geschäfte. Würde sich die 
Lage beruhigen, könnten sich einer bedeutenderen 
Zahl irakischer Unternehmer aus dem In- und Aus-
land profitable Möglichkeiten erschließen. Kein Zu-
fall also, dass vor allem exilirakische Geschäftsleute 
sich sehr gut mit den wirtschaftlichen Plänen der 
USA und deren fortgesetzten militärische Präsenz im 
Lande anfreunden können, während sie die irakische 
Widerstandsbewegung hingegen als unmittelbare 
Bedrohung ihrer Interessen im Irak ansehen.  
Weitere Ansatzpunkte bestehen darin, einflussreiche 
lokale Führungspersönlichkeiten zur Mitarbeit zu 
bewegen. Es gehe, wie Fareed Zakaria, Redakteur 
der internationalen Ausgabe der US-amerikanischen 
Wochenzeitung Newsweek es formulierte, darum, 
Stammesführer „zu bestechen, zu umschmeicheln 
und an der Führung zu beteiligen.“ Auch niederran-
gige baathistische und sonstige regionale Führer soll-
ten eifrig umworben werden, Geld sollte schleunigst 
in irakische Hände zu fließen beginnen.11 

Sofort nach der Invasion wurde mit dem Aufbau ei-
nes Netzes von Organisationen begonnen, die subtil 
auf die Bevölkerung einwirken können: politische 
Parteien, Gewerkschaften, Berufsvereinigungen, 
Medienprojekte, Studentengruppen, Bauernverbände 
usw.. Für diese Arbeit stehen den USA eine große 
Zahl erfahrener staatlicher Institutionen, wie die US-
Agentur für internationale Entwicklung (USAID) 
und nichtstaatlicher Organisationen, wie die National 
Endowment for Democracy (NED), sowie eine Viel-
zahl von Gruppen in Drittländern zur Verfügung.12 
Der US-amerikanische Gewerkschaftsdachverband 
„American Federation of Labor” (AFL-CIO) bei-
spielsweise erhielt 15 Millionen US-Dollar, um eine 
pro-amerikanische Gewerkschaft im Irak zu gründen, 
die das Aufkommen unabhängiger Organisationen 
                                                   
11 Walden Bello a.a.O. 
12 ebd. 



 6

von Arbeitern und Arbeitslosen verhindern soll.13 
Insgesamt betrug 2003 das Budget für diese Pro-
gramme 458 Millionen US-Dollar.  
Parallel zu diesen Bemühungen, die vom Außenmi-
nisteriums initiiert werden, betreibt das Pentagon 
seine eigenen Programme, wie das mit 200 Millionen 
US-Dollar gesponserte „Irakische Medien Netz-
werk”, das mehrere Propagandasender und die Fern-
sehstation „Arabija” umfasst. Diese Medienarbeit 
wird von einem Spezialstab für psychologische 
Kriegsführung betreut. Einfluss soll im übrigen nicht 
nur auf die öffentliche Meinung im Irak genommen 
werden, sondern auch in anderen wichtigen Ländern, 
wie Deutschland oder Frankreich. 

Diskrete Hilfe bei der Überzeugungsarbeit im Irak 
gibt es auch aus Berlin. Zu Beginn des Sommers 2004 
ging im Irak ein vom Auswärtigen Amt finanziertes 
UKW-Programm auf Sendung. Es richtet sich an die 
irakischen Eliten, „Akademiker, Existenzgründer oder 
Kulturschaffende” und soll ihnen die Vorzüge westli-
cher Demokratien und Wirtschaftsweise vermitteln. 
Projektträger der Medienarbeit im Irak ist die sozial-
demokratische Friedrich-Ebert-Stiftung. Erstellt wer-
den die Sendungen vom Rundfunk Berlin-
Brandenburg, die Sendetechnik in Bagdad untersteht 
der US-amerikanischen Besatzungsmacht.14 

Irak im Ausverkauf – ein „kapitalistischer 
Traum” 

Am detailliertesten waren vor dem Krieg die Pläne 
zur ökonomischen Umgestaltung des Iraks ausgear-
beitet worden. In einem hundertseitigen Papier des US 
State Department, mit dem Titel „Wandlung der iraki-
schen Ökonomie vom Wiederaufbau zu nachhaltigem 
Wachstum” wird u.a. exakt beschrieben, wie der 
Banksektor übernommen werden soll oder wie die i-
rakischen Gesetze zu ändern sind, inklusive genauer 
Formulierungen der zukünftigen Steuergesetze und 
Copyright-Bestimmungen. Sogar an den Entwurf ei-
nes Antrags auf Iraks Mitgliedschaft in der WTO 
wurde gedacht.15 Es geht der US-Administration und 
den hinter ihr stehenden Konzernen nicht nur um die 
Aneignung der Ölressourcen, sondern auch um Ge-
sundheitsdienste, Wasser, Elektrizität, Transport, Er-
ziehung und Telekommunikation. Alle staatlichen Be-
triebe und Einrichtungen, einschließlich die der 
Grundversorgung, sollen privatisiert, d.h. an ausländi-
sche Konzerne übergeben werden.16 

Vieles aus dem Papier des State Departments wurde 

                                                   
13 Sabah Alnasseri, „Ein Land zerfällt”, analyse & kritik 484, 
19.5.2004 
14 german-foreign-policy.com, 2.7.2004, http://www.german-
foreign-policy.com//de/news//article/1088719200.php  
15 siehe J. Guilliard, „Irak – Die neue Phase des Krieges”, IMI-
Studie 2003/05der Informationsstelle Militarisierung (www.imi-
online.de ) 
16 ebd. 

bald durch Dutzende von Erlassen der Besatzungs-
behörde Gesetz.17 Ein „kapitalistischer Traum” 
schwärmte das britische Wirtschaftsblatt The Eco-
nomist im September 2003 über die von der Besat-
zungsbehörde aufgebauten neuen Wirtschaftsstruktu-
ren,18  nachdem auf diese Weise das irakische Wirt-
schaftssystem von Grund auf umgekrempelt worden 
war: Steuern wurden 2003 nicht mehr erhoben und 
ab 2004 auf maximal 15 Prozent begrenzt, die Ein-
fuhrzölle wurden völlig abgeschafft und der Geld- 
und Finanzmarkt umgemodelt. Nachdem drei Jahr-
zehnte lang die wichtigsten wirtschaftlichen Berei-
che nationalisiert waren, wurde das Land nun in eine 
einzige große Freihandelszone verwandelt. 19 Den 
„Wiederaufbau” des Wassersektors hat sich sofort 
die Bechtel Corporation, eines der weltweit größten 
Wasserprivatisierungsunternehmen mit Sitz in San 
Francisco unter den Nagel gerissen.20 

Die einschneidernste Maßnahme war die faktische 
Aufgabe jeglicher Regulierung ausländischer Investi-
tionen. Mit dem Erlass Nr. 39 vom 19. September 
2003 wurden auf einen Schlag alle bisherigen Inves-
titionsgesetze außer Kraft gesetzt und die gesamte 
Wirtschaft des Landes, mit Ausnahme des Rohstoff-
sektors der weiterhin einem US-geführten Fonds un-
terstellt blieb, für ausländische Unternehmen geöff-
net. Wer ein Geschäft im Land etablieren will, 
braucht seither weder behördliche Genehmigungen 
noch örtliche Partner. Auch entfällt die Verpflich-
tung, Gewinne im Land zu reinvestieren. Der Erlass, 
der weder Kontrollmechanismen noch eine Auf-
sichtsbehörde für ausländische Investitionen vor-

                                                   
17 Eine Übersicht über alle Erlasse (Orders) befindet sich auf der 
Internetseite der Besatzungsbehörde CPA, 
http://www.iraqcoalition.org/regulations . Hier findet man z.B. 
auch unter „Order 83” einen zehnseitigen Anhang zum Copy 
Right Gesetz mit dem das alte irakische Gesetz von 1971 den 
„aktuellen internationalen Schutzstandards” angepasst und die 
„modernen Standards der WTO in irakisches Recht eingeführt” 
werden.  
18 „Let's All Go to the Yard Sale,” Economist, 25.9.2003 
19 Der US-Konzern BearingPoint Inc. erhielt einen Vertrag über 
250 Millionen US-Dollar, um diese Umwandlung zu erleichtern. 
Der Vertrag fordert ein klares Verständnis dafür, dass die gan-
zen Anstrengungen dafür gedacht sind, „den grundlegenden ju-
ristischen Rahmen für eine funktionierende Marktwirtschaft zu 
schaffen, indem aus der einzigartigen Möglichkeit die die ge-
genwärtigen politischen Umstände für einen raschen Fortschritt 
in diesem Bereich bieten, angemessen Kapital geschlagen wird.“ 
Weitere Maßnahmen, die im Vertrag mit BearingPoint skizziert 
werden, beinhalten die faktische Beendigung des Nahrungshilfe-
programms und die „Wiederherstellung“ der vollen Eigentums-
rechte über Agrarland und Immobilien. Die bisherigen iraki-
schen Gesetze garantierten subventioniertes Wohnen, billige E-
nergie und freie Nahrungsversorgung. (Antonia Juhasz, ”The 
Economic Colonization of Iraq: Illegal and Immoral,” World 
Tribunal on Iraq, 8.5.2004. http://www.worldtribunal-
nyc.org/Document/Case_3_Juhasz.pdf) 
20 Bechtel hat mit fast 3 Milliarden US-Dollar nach Halliburton 
den zweitgrößten Anteil der „Wiederaufbaugelder” eingesteckt. 
Bechtels Verträge umfassen die Reparatur der Trinkwasser- und 
Stromversorgung, der Abwassersysteme, Krankenhäuser und 
Schulen, s. Antonia Juhasz a.a.O. 
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sieht, gewährt ausländischen Banken und Konzernen 
Freiheiten, wie sie in kaum einem anderen Land an-
zutreffen sind. Nahezu alle einheimischen Wirt-
schaftsexperten, wie der Chef der Commercial Bank 
of Iraq, Mohammad Dragh, lehnten das gesamte 
Programm vehement ab. Doch die Iraker wurden 
nicht gefragt. 21 

Der „Erlass 39” ließ kaum Wünsche in den Chefeta-
gen der Multis offen. Moniert wurden allenfalls De-
tails, wie die Bestimmung, dass die „Buchhaltung 
der irakischen Unternehmen in arabischer Sprache 
abzufassen ist.”22 Groß war daher zunächst die Eu-
phorie in diesen Kreisen. „Von Aufträgen in kolossa-
ler Höhe war die Rede, vom gigantischen Wirt-
schaftspotenzial des zweitgrößten Erdölproduzenten 
der Welt. Man sprach von Jahrhundertverträgen, von 
einem neuen Goldrausch, einem Eldorado des freien 
Unternehmertums. Der Irak werde sich zum ersten 
‚Tiger’ der islamischen Welt entwickeln und den üb-
rigen muslimischen Ländern mit leuchtendem Bei-
spiel vorangehen.”23 

Völkerrechtlich gesehen, stellt sich die Besatzungsbe-
hörde mit ihren Maßnahmen allerdings außerhalb des 
internationalen Rechts. Dieses schreibt Besatzungs-
mächten verbindlich vor, die vorhandenen Gesetze 
und gesellschaftlichen Strukturen zu respektieren und 
die Wirtschaft treuhändlerisch zu verwalten, bis eine 
neue souveräne Regierung im Amt ist. 24  
Das ist in Washington und London durchaus bekannt. 
So hatte kein geringerer als der britische General-
staatsanwalt Lord Goldsmith am 26. März 2003 sei-
nen Premierminister ausdrücklich darauf hingewiesen, 
dass die „Verordnung größerer Strukturreformen ge-
gen internationales Recht verstößt.“ Er verwies auf 
Artikel 43 der Haager Landkriegsordnung, wonach 
die Besatzungsmächte, „alle von ihm abhängenden 
Vorkehrungen zu treffen” haben, „um nach Möglich-
keit die öffentliche Ordnung und das öffentliche Le-
ben wiederherzustellen und aufrechtzuerhalten, und 
zwar, soweit kein zwingendes Hindernis besteht, unter 
Beachtung der Landesgesetze.”25  

Der Multi-Milliardenraub  

Innerhalb eines Jahres wurden von der Besatzungs-
behörde viele Milliarden Dollar für „Wiederaufbau-
programme” im Irak ausgegeben. In erster Linie 
handelte es sich dabei um irakisches Geld aus dem 
„Entwicklungsfonds für den Irak“ (Development 
Fund for Iraq, DFI), der im Mai 2003 geschaffen und 
von der UN-Resolution 1483 abgesegnet worden 
war. In diesen Fonds flossen u.a. die Guthaben aus 

                                                   
21 J. Guilliard, „Die neue Phase des Krieges” a.a.O. 
22 Ibrahim Warde „Die Wirtschaft der amerikanischen Vettern”, 
Le Monde diplomatique, 14.5.2004 
23 ebd. 
24 Siehe Artikel 42ff der Haager Landkriegsordnung von 1907, 
sowie: „Spoils of war”, The Guardian, 13.10.2003 
25 Ibrahim Warde, a.a.O.. 

dem Oil-for-Food-Programm (8,1 Mrd. US-Dollar), 
das beschlagnahmte irakische Vermögen und die 
Einnahmen aus Ölverkäufen – bis Juni 2004 insge-
samt mehr als 20 Milliarden US-Dollar.26 
Diese riesigen Summen sollten an sich in „transpa-
renter Weise“ zur „Deckung des humanitären Be-
darfs“ der irakischen Bevölkerung und für die „In-
standsetzung der Infrastruktur“ ausgegeben werden, 
kontrolliert durch einen „Internationalen Überwa-
chungsbeirat“ (International Advisory and Monito-
ring Board, IAMB), bestehend aus Vertretern der 
UNO, der Weltbank, dem Internationalen Währungs-
fonds und dem Arabischen Fonds für Ökonomische 
und Soziale Entwicklung. Der Chef der Besatzungs-
behörde im Irak, Paul Bremer, schaffte es aber, das 
Zusammentreten dieses Rates monatelang zu verzö-
gern, so dass dieser erst im März 2004 einen ersten 
Blick in die Bücher werfen konnte und auch da nur 
summarische Informationen erhielt.27 
In der Praxis konnte die Besatzungsbehörde nach 
Gutdünken über den Fonds verfügen und mit seiner 
Hilfe auch die Restriktionen, die der US-Kongress 
mit den von ihm bewilligten Geldern verknüpfte, 
umgehen – der Fonds wurde zur gigantischen 
Schwarzgeldkasse des US-Statthalters. Obwohl der 
Kongress für die 18,7 Milliarden US-Dollar aus dem 
US-Haushalt eine Vergabe von größeren Aufträgen 
ohne Ausschreibung strikt untersagt hatte und die 
Verwendung der Gelder streng kontrolliert wurde, 
konnten so Bechtel, Halliburton und die anderen US-
Konzerne, die eng mit der US-Administration ver-
bunden sind, weiterhin direkt bedient werden.28 Mil-
liarden verschwanden so in ihren Taschen ohne 
sichtbaren Nutzen für die Iraker. 
Der lasche Umgang mit dem irakischen Geld wurde 
Mitte Juli auch vom oben genannten Überwachungs-
beirat IAMB beanstandet, nachdem er glücklich die 
ersten Prüfungen durchführen konnte. Seinem Be-
richt zufolge konnte die Besatzungsbehörde (Coaliti-
on Provisional Authority, CPA) zum Zeitpunkt ihrer 
Auflösung keine genaue Rechenschaft über die bis 
dahin aus dem Entwicklungsfonds ausgegebenen 

                                                   
26 Eine grobe tabellarische Übersicht über die Einnahmen und 
Ausgaben bietet die CPA unter http://www.cpa-
iraq.org/budget/DFI_26jun2004.xls  
27 „Fuelling suspicion: the coalition and Iraq's oil billions“, Christian 
Aid, http://www.christian-
aid.org.uk/news/media/pressrel/040627.htm 
28 Siehe Andrew Cockburn, „Raiding Iraq's Piggy Bank“, Sa-
lon.com, 17.5.2004 
Das Iraq Revenue Watch Project (IRW) des Open Society Insti-
tute von George Soros entdeckte, dass die CPA noch kurz vor 
dem 30. Juni zwei Milliarden Dollar aus den irakischen Ölein-
nahmen ohne jegliche Rücksprache für Aufträge an US-Firmen 
vergab. „Wenn so viel Geld für Bar-Zugaben verfügbar ist, und 
so wenig Planung, wie der Vorgang ablaufen soll, ist es schlicht 
unmöglich, Korruption and Pfusch zu vermeiden“ sagte, Svetla-
na Tsalik, Direktor von IRW. „Iraqi Fire Sale: CPA Giving 
Away Oil Revenue Billions Before Transition“, Iraq Revenue 
Watch Project, June 2004, 
http://www.iraqrevenuewatch.org/reports/061504.pdf  
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11,3 Milliarden US-Dollar ablegen. Für den gesam-
ten Zeitraum ihrer Tätigkeit fehlten die Belege oder 
wurden den internationalen Rechnungsprüfern vor-
enthalten. Auch über die Fördermengen und Umsät-
ze beim Erdöl fanden die Prüfer keine detaillierten 
und verlässlichen Zahlen in den Büchern.29 Die briti-
sche Hilfsorganisation „Christian Aid“ vermutet auf-
grund eigener Recherchen, dass die Einnahmen um 
bis zu 30% höher liegen und somit weitere Milliar-
den in dunkle Kanäle geflossen sein könnten.30 

Irakische Firmen standen von Anfang an bereit, für 
ein Bruchteil der von US-Konzernen geforderten 
Auftragssummen, die Schäden zu beheben. Nach 
dem Krieg von 1991 hatten sie es trotz Embargo in 
wenigen Monaten geschafft. Sie haben das Know 
How und das Interesse und wären sie zum Zuge ge-
kommen, hätte dies Hunderttausenden wieder zu Ar-
beit und Einkommen verholfen.  
Bechtel beispielsweise hat es dagegen – trotz üppiger 
Entlohnung – in 14 Monaten nicht geschafft, auf-
tragsgemäß die Hauptklärwerke Bagdads zu reparie-
ren. Gemäß einem eigenen Bericht der US-Agentur 
für internationale Entwicklung USAID, ein Jahr nach 
der Invasion, sind „Bagdads drei Abwasserklärwer-
ke, die zusammen etwa dreiviertel der Abwasserbe-
handlungskapazität des Landes umfassen, außer Be-
trieb, so dass das Abwasser von 3,8 Millionen Men-
schen ungeklärt direkt in den Tigris fließt.“ 31 Da ein 
Teil der Bevölkerung ihr Trinkwasser aufgrund 
mangelnder Trinkwasserversorgung immer noch aus 
dem Fluss beziehen muss, breiten sich nun Krankhei-
ten wie Hepatitis, Cholera und Diarrhöe immer stär-
ker aus, mit tödlichen Folgen vor allem für Kinder.32 
Bei der Elektrizitätsversorgung ist die Situation ähn-
lich: Bechtel und Halliburton sind über die Be-
standsaufnahme der durchzuführenden Reparaturen 
und der angestrebten Modernisierung nie hinausge-
kommen. Bagdads größtes Kraftwerk, Al Daura, das 
ein Drittel der Stadt mit Strom versorgen könnte, 
produziert daher weiterhin nur 10% seiner Kapazität. 
Helmut Doll, der deutsche Geschäftsführer von Bab-
cok Power, einem Subauftragnehmer von Siemens, 
erzählte Newsweek, dass Bechtels Leute nur einmal 
gekommen seien, um Fotos zu machen. Seither habe 
sie keiner mehr gesehen. Mohsen Hassan, techni-
scher Direktor für Energiegewinnung im Ministeri-
um für Elektrizität, beteuert, dass die irakischen In-
genieure, die die Anlagen dreizehn Jahre unter Em-
bargo in Betrieb gehalten haben, alles reparieren 

                                                   
29 Siehe Presseerklärung des IAMB vom 15.7.2004, 
http://www.iamb.info/pr/pr071504.htm, sowie „UN und USA 
streiten über den Umgang mit Iraks Erdöl“, FR, 24.7.2004, 
30 Schon die CPA selbst gibt mit 10,0 und 11,5 Mrd. US-Dollar 
zwei unterschiedliche Zahlen für die Öleinnahmen an. Nach Be-
rechnungen von „Christian Aid“ müssten sie eher bei 13 Mrd. 
liegen („Fuelling suspicion …“ a.a.O.)  
31 Antonia Juhasz a.a.O. 
32 Nach einer WHO-Untersuchung haben sich die Fälle von Di-
arrhöe zum Vorjahr verdreifacht, „Beyond Torture ...“ a.a.O. 

könnten. Sie benötigten nur etwas Geld und Ersatz-
teile. Von Bechtel bekamen sie bisher nichts außer 
Versprechungen.33 

Diese ganze Misswirtschaft auf dem Rücken der Ira-
ker ist nur möglich durch den eklatanten Mangel an 
Kontrolle und die Missachtung der Regeln der Wirt-
schaftlichkeit. Die Korruption beginnt mit der Ver-
gabe der Großaufträge an die US-Konzerne und setzt 
sich bei der Weitergabe von Teilaufträgen fort. Um 
einen Auftrag zu erhalten benötigt beispielsweise je-
der Iraker ein „Tazkia”, das ist ein Empfehlungs-
schreiben einer der von den USA in den sogenannten 
„Regierenden Rat“ aufgenommen Parteien. Dafür 
müssen beträchtliche Summen bezahlt werden, Ab-
schlüsse von Subunternehmerverträge erfordern au-
ßerdem die Zahlung von wenigstens 5%-10% der 
Vertragssumme an die Vermittler aus den US-
amerikanischen Hauptunternehmen.34 

Zum Schutz der Geschäftstätigkeiten ihrer Unter-
nehmen im Irak wurden in den USA zahlreiche Ge-
setze und Verordnungen verabschiedet. Unter ande-
rem unterzeichnete Bush am 22. Mai 2003 den Er-
lass 13303, der die gesamte Erdölindustrie des Irak 
gegen „alle Verordnungen, Urteile, Erlasse, Verfü-
gungen, Beschlagnahmungen und jede sonstige juris-
tische Maßnahme“ schützt. Die Ölindustrie steht 
damit über dem Gesetz, dem US-amerikanischen e-
benso wie dem internationalen. 
Verlierer ist die breite Masse der Iraker. Die schock-
artige Einführung der Marktwirtschaft hat die hohe 
Arbeitslosigkeit noch mal in die Höhe schnellen las-
sen; mindestens zwei Drittel der Iraker sind davon 
betroffen und überleben allein durch die Sozialpro-
gramme, die die frühere Regierung in Zusammenar-
beit mit der UNO eingerichtet hatte. 

Der Umbruch vom Wohlfahrtsstaat, der Beschäfti-
gung und Grundversorgung, wenn auch zuletzt auf 
niedrigem Niveau, garantierte, zur ungeregelten 
Marktwirtschaft ähnelt dem was nach dem Zusam-
menbruch des Realsozialismus über die osteuropäi-
schen Länder hereinbrach, mit allen Begleiterschei-
nungen der extremen Umverteilung. Im Irak ge-
schieht dies aber unter den Bedingungen von Krieg, 
Besatzung und Widerstand. „Früher hatten die Iraker 
Sicherheit, Stabilität, Arbeit unter den Bedingungen 
eines autoritären Regimes – jetzt haben sie unter 
westlicher Vorherrschaft Chaos, Kriminalität, Mafia, 
horrende Arbeitslosigkeit, Islamismus und Terroris-
mus. Und ein Konzept für die Wende zum Besseren 
ist nicht in Sicht“ berichtet der Marburger Altorien-
talist Prof. Walter Sommerfeld, ein langjähriger 
Kenner des Landes nach seiner Reise am ersten Jah-

                                                   
33 Chatterjee, Pratap & Herbert Docena. „Occupation Inc.“ 
Southern Exposure Magazine, Winter 2003/2004, 
http://www.southernstudies.org/reports/OccupationInc.htm  
34 Haifa Zangana, Iraq's enemy within, The Guardian 10.4.2004 
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restag des Kriegsbeginns.35 

„Nation building” 

Das Irak-Bild Washingtons  

Als es sich die Invasoren nach dem Einmarsch in 
Saddam Husseins Regierungssitz am Tigris gemüt-
lich machten, geschah dies nicht mit der Absicht, 
diesen in absehbarer Zeit wieder zu verlassen. Die 
USA wollten so lange als unmittelbare Besatzungs-
macht fungieren, bis die gesellschaftlichen Bedin-
gungen für eine Machtübergabe an eine irakische 
Regierung reif sein würden.  
Auch in der US-Regierung hatte niemand ernsthaft 
daran geglaubt, die Invasoren würden als Befreier be-
grüßt. Die US-Strategen rechneten aber damit, dass 
nach den langen Jahren der Herrschaft des Baath-
Regimes und den Entbehrungen durch Krieg und Em-
bargo, der größte Teil der Bevölkerung passiv bleiben 
würde. Sie hatten die Illusion, dass der Hass der Iraker 
auf Saddam Hussein so groß sei, dass sie eine politi-
sche und militärische Besatzung für eine längere Zeit 
tolerieren würden und gingen davon aus, dass es ge-
nügen würde, den Machtapparat des alten Staates und 
die Baath-Partei zu zerschlagen, um organisierten Wi-
derstand für längere Zeit auszuschalten.  
Maßgeblich beeinflusst waren die Planer in Wa-
shington vom Bild der gesellschaftlichen Verhältnis-
se im Irak, das ihnen ihre Ratgeber aus den Reihen 
der irakischen Exil-Opposition vermittelten. Auf ih-
ren Rat und ihren Einfluss vor Ort hatten sich die 
US-Strategen sehr stark verlassen, sie bestimmten in 
hohem Maße die Besatzungspolitik mit. Mit Hilfe 
dieser Kollaborateure hofften sie Unterstützung von 
Teilen der Bevölkerung zu erhalten und andere ge-
geneinander ausspielen zu können. Durch die als 
moderat angesehenen verbündeten islamistischen 
Organisationen, wie den Obersten Rat der Islami-
schen Revolution (SCIRI), die irakischen Muslim-
brüder oder die Dawa-Partei sollten radikale religiö-
se Kräfte eingebunden oder neutralisiert werden. Sie 
wurden als stark genug angesehen, militanten Predi-
gern entgegenzutreten. Wie sich bald zeigte, hatte all 
dies mit der Realität wenig zu tun: Die meisten der 
mit den Invasionstruppen einrückenden irakischen 
Politiker verfügten über keinen nennenswerten 
Rückhalt in der Bevölkerung, ihre Analysen erwie-
sen sich als pure Ideologie: So wurden z.B. die eth-
nischen und konfessionellen Widersprüche übertrie-
ben und die starke nationale irakische und panislami-
sche Identität ignoriert.  

Irakische Fassade für die US-Herrschaft 

Im Bestreben Unterstützung durch einheimische 
Hilfskräfte zu gewinnen und vor das Besatzungsre-
                                                   
35 Walter Sommerfeld, „Land im Umbruch – Der Irak ein Jahr 
nach dem Krieg“, 
http://www.iraktribunal.de/hearing190604/sommerfeld_2004.htm 

gime sukzessive eine irakische Fassade zu stellen, 
begannen die USA im Sommer 2003 mit dem Auf-
bau neuer irakischer Polizeieinheiten und einer neu-
en Armee. Im Juli wurde ein 25-köpfiger provisori-
scher „Regierender Rat“ (Iraqi Governing Council, 
IGC) als höchste irakische Autorität eingesetzt. Sei-
ne Macht war äußerst beschränkt und seine Lebens-
dauer zunächst unbestimmt. Dieser Rat setzte auf 
Anweisung des US-Statthalters Paul Bremer ein pro-
visorisches Kabinett mit 25 Ministern ein, denen je-
weils ein US-amerikanischer Vertreter der CPA als 
„Berater“ vorstand. 
Die Mitglieder des Rates hatte Bremer handverlesen, 
Wert wurde dabei auf die Einhaltung des ethnischen 
und konfessionellen Proporzes gelegt. Durch die ab-
surden Auswahlkriterien kam der Vertreter der iraki-
schen KP als Schiite und Adnan Pachachi, Außen-
minister vor der Machtübernahme der Baath-Partei, 
als Sunnite in den Rat. „Mittelalter statt Zivilgesell-
schaft“ charakterisierte Karl Grobe diese Vorge-
hensweise in der Frankfurter Rundschau treffend.36 
Es dominierten im Rat naturgemäß die Kräfte, die 
bereits vor dem Krieg mit den USA verbündet waren 
oder den angelsächsischen Überfall zwar nicht öf-
fentlich unterstützt, aber wie die irakische KP wohl-
wollend begrüßt haben.  
Da die Besetzung aller Gremien nach ethnisch-
religiösem Proporz die Trennungslinien zwischen 
den Bevölkerungsgruppen zu verschärfen drohte, 
stieß das Vorgehen auf heftige Kritik. Die „Politisie-
rung religiöser und ethnischer Risse“ so beispiels-
weise die International Crisis Group (ICG) gefährde 
die territoriale Integrität Iraks und seinen säkularen 
Charakter.37 Die US-Strategen sahen aber gerade 
darin die Chance national orientierte Kräfte zu 
schwächen.38 

Das Scheitern von „Plan A“ 

Der „Regierende Rat“ wurde vom überwiegenden 
Teil der Bevölkerung, die in ihm ein ausschließliches 
Werkzeug der Besatzungsmacht sahen, nie aner-
kannt. Seine Mitglieder galten genauso als Kollabo-
rateure, wie die Iraker, die sich von der Besatzungs-
behörde für die neue Polizei oder Armee rekrutieren 
ließen. Durch das arrogante und brutale Verhalten 
der Besatzungstruppen schlug die eher passive Ab-

                                                   
36  Frankfurter Rundschau, 28.08.2003 
37 siehe J. Guilliard, „Irak - Die neue Phase des Krieges“, a.a.O. 
38 „Die Darstellungen der imperialen Medien, die den Irak nach 
Schiiten, Sunniten, Arabern und Kurden fraktionieren, war von 
Anfang an ideologisch“ so der in Frankfurt lebende irakische 
Politologe Sabah Alnasseri. Es sei auch eine „Inszenierung, dass 
es so etwas wie eine beherrschende theokratische Tendenz im 
Irak gäbe und eine islamische Republik nach dem Muster des 
Iran entstehen könnte.“ Eine solche Inszenierung wirke wie eine 
„Zensur“, da sie die tatsächlichen Konflikte verdränge und sie 
sei „imperialistisch, weil die Verhältnisse als unzivilisiert, ge-
waltförmig und apolitisch dargestellt“  - eine Rechtfertigung für 
die weitere Besatzung. Sabah Alnasseri, „Ein Land zerfällt“ 
a.a.O. 
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lehnung der Besatzung immer mehr in offene Feind-
schaft über. Selbst ein Großteil der Geschäftsleute, 
die nach den Vorstellungen Washingtons als neuer 
Mittelstand das Rückrat eines neuen Irak bilden soll-
ten, wurden verprellt, da sie von den Wiederaufbau-
projekten weitgehend ausgeschlossen blieben.  
Die rundum fehlende Akzeptanz der „Befreier” wur-
de im Oktober 2003 durch Umfragen von Gallup 
bestätigt. Nur 5% der Befragten glaubten, dass die 
USA einmarschierten, um „das irakische Volk zu un-
terstützen” und nur 1%, dass sie Demokratie einfüh-
ren wollen.39 Die CIA kam zur selben Erkenntnis 
und warnte vor einem Scheitern der gesamten Irak-
Mission. In ihrem Anfang November an die Presse 
lancierten Geheimbericht ging sie davon aus, dass 
der Widerstand an Stärke ständig zunehme und in 
der Bevölkerung weiter Fuß fasse. Bis zu 50.000 Ira-
kerinnen und Iraker waren ihrer Einschätzung nach, 
zu diesem Zeitpunkt im Widerstand aktiv und diese 
seien keinesfalls nur Anhänger des alten Regimes.40  
Die Ergebnisse der Gallup-Umfrage und der CIA-
Recherchen kamen an die Öffentlichkeit als die Situ-
ation vor Ort zusehends eskalierte. Im Oktober hat-
ten sich die täglichen Angriffe auf Besatzungstrup-
pen schon auf über 20 am Tag gesteigert. Im No-
vember, während des islamischen Fastenmonats Ra-
madan, nahmen die Angriffe noch weiter zu, die of-
fizielle Zahl monatlich gefallener US-Soldaten ver-
doppelte sich von 40 auf 82. Bei einem Abschuss ei-
nes Kamphubschraubers, der die US-Öffentlichkeit 
besonders erschütterte, starben allein 16 GIs.  
Dadurch geriet die US-Regierung zunehmend auch 
innenpolitisch in Bedrängnis. Die Zustimmung zum 
Kriegskurs des Präsidenten sank und mit ihr auch 
seine Popularität.  
 
Die USA hatten es bis dahin recht geschickt verstan-
den, einzelne Terroranschläge auf internationale Ein-
richtungen und Zivilisten, sowie Gerüchte über eine 
große Zahl ausländischer islamistischer Kämpfer 
auszunutzen, um ihren Kampf gegen die Guerilla in 
den Zusammenhang mit dem „Kampf gegen den 
Terror“ zu stellen. Die sichtbar werdende Breite des 
Widerstands entlarvte dies aber zunehmend als Pro-
paganda. Die USA konnten in all den Monaten, trotz 
Gefangennahme von mehr als 700 ausländischen 
Moslems, keine Beweise für die Existenz von Al 
Qaeda oder ähnlichen ausländischen Organisationen 
im Irak vorlegen. Da diese über keine gesellschaftli-
che Basis im Land verfügen und als Ausländer auf-
fallen würden, ist eine Präsenz in größerem Umfang 
auch sehr unwahrscheinlich.  
Im Irak selbst gibt es große Zweifel, dass die fürch-

                                                   
39 Phyllis Bennis, „Bush on Middle East – ‚Democracy’ & ‚End-
ing Occupation’ in Iraq, Institute for Policy Studies, 18.11.2003 
40 „'We could lose this situation', CIA says insurgents now 
50,000 strong; Crisis talks over transfer of power“, The Guard-
ian, 13.11.2003 und „CIA has a bleak analysis of Iraq“, Phila-
delphia Inquirer, 12.11.2003  

terlichen terroristischen Anschläge, die im Westen 
das Bild des Widerstands prägen, die Anschläge auf 
Hilfsorganisationen und irakische Zivilisten, von 
Widerstandsgruppen verübt wurden. Hartnäckig hält 
sich auch in gebildeten Kreisen die Überzeugung – 
von westlichen Medien wie immer als Verschwö-
rungstheorien belächelt – dass dahinter viel eher pro-
westliche irakische Organisationen und britische, 
US-amerikanische oder israelische Geheimdienste 
stecken.41 Die Spekulation werden dadurch genährt, 
dass in keinem der großen Terroranschläge die Er-
gebnisse, der von der Besatzungsmacht durchgeführ-
ten Untersuchungen publik gemacht wurden – unab-
hängige Untersuchungen gab es ohnehin nie. 
Nach wie vor blieb die Unterstützung anderer Länder 
aufgrund der mangelnden Legitimation der Besat-
zung und der fehlenden Bereitschaft Washingtons, 
ihnen Mitsprache einzuräumen, gering. Die USA er-
hielten auf ihre Bitten nach weiterer Truppenunter-
stützung überwiegend Absagen. Eine Geberkonfe-
renz Ende Oktober in Madrid wurde zum Schlag ins 
Wasser. Die Weltbank hatte einen Bedarf von rund 
56 Milliarden Dollar errechnet, 20 Milliarden hatten 
die USA selbst schon zugesagt. Darüber hinaus er-
hielten sie aber nur Zusagen in Höhe von 13 Mrd. 
US-Dollar, der größte Teil davon von IWF und 
Weltbank. 
Auch der Ölreichtum des Iraks zahlt sich für die 
neuen Herren noch nicht aus, die Ölexporte bringen 
aufgrund der anhaltenden Sabotage nur Bruchteile 
der erhofften Einnahmen. Die Umwandlung der ira-
kischen Wirtschaft in den erhofften „kapitalistischen 
Traum“ stieß ebenfalls auf massive Hindernisse, so-
dass, wie die Washington Post Ende Dezember 2003 
vermeldete, die Besatzungsbehörde eine ganze Reihe 
bereits fest geplanter Maßnahmen verschieben muss-
te. Insbesondere die Privatisierung staatlicher Unter-
nehmen sollte nun wesentlich behutsamer angegan-
gen werden. In den betroffenen Betrieben hatte sich 
heftiger Widerstand dagegen organisiert und ange-
sichts einer Arbeitslosigkeit von 60 bis 70 Prozent, 
die durch die zu erwartenden Entlassungen weiter 
steigen würde, mussten die Besatzer befürchten, dass 
sich entlassene Arbeiter dem bewaffneten Wider-
stand anschließen. Eine Warnung war diesbezüglich 
die Ermordung des Direktors des (noch) staatlichen 
Unternehmens für Speiseöl. Als dieser sich weigerte 
einige Dutzend Arbeiter wieder einzustellen, wurde 
er auf dem Weg zur Arbeit erschossen. Sein Tod ha-
be eine Panikwelle durch das Industrieministerium 
gesandt, so die Washington Post, „plötzlich wollte 

                                                   
41 Walter Sommerfeld a.a.O.: Der Verdacht erhielt neue Nah-
rung, als Adnan Pachachi, Anfang der 60er Jahre irakischer Au-
ßenminister, dem Chef des von den USA finanzierten „Iraki-
schen Nationalkongresses“, Ahmed Chalabi vorwarf, Terroran-
schläge zu planen, nachdem Chalabi in Ungnade gefallen war 
und bei der Bildung der provisorischen Regierung nicht berück-
sichtigt wurde. „Pachachi wirft Chalabi Planung von Terroran-
schlägen vor“, Der Standard, 21.6.2004 
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niemand mehr über Privatisierungen reden.“42  
Nicht nur die mangelnde Sicherheit, auch die fehlende 
Legitimität für die Maßnahmen der Besatzungsbehör-
de ließ Konzerne zögern, im Irak zu investieren. Hätte 
doch eine souveräne irakische Regierung jederzeit das 
Recht, die Verordnungen der CPA und Verträge mit 
ausländischen Konzernen zu annullieren. 
 

Der ursprüngliche Plan, die unmittelbare Herrschaft 
so lange auszuüben, bis die Bedingungen für die Ü-
bergabe der Herrschaft an ein irakisches Regime, das 
die Wahrung der US-Interessen garantieren könnte, 
wirklich reif sind, war offenbar nicht mehr haltbar. 
„Die Iraker würden nicht tolerieren, dass wir so lan-
ge die Macht behalten“ hieß es nun in Washington.43 

Plan B – das „Novemberabkom-
men“ 

In dieser Situation wurde Paul Bremer Mitte Novem-
ber zu einer Krisensitzung nach Washington gerufen, 
um einen Ausweg aus dem Dilemma zu suchen. Mehr 
Bündnispartner im Irak und mehr internationale Un-
terstützung war nicht zu erreichen, ohne ein gewisses 
Maß an Kontrolle aufzugeben. Dagegen hatten sich 
bis dahin vor allem die neokonservativen Hardliner 
vehement gesträubt. Doch nun verkündete Paul Bre-
mer kurz nach seiner Rückkehr, dass am 30. Juni 2004 
die unmittelbare Regierungsgewalt an eine provisori-
sche Regierung übergehen und die Besatzung damit 
formell enden würde. Im sogenannten „15. November 
Abkommen“ mit dem „Regierenden Rat“ wurde ein 
Zeitplan festgelegt, der zunächst die Verabschiedung 
einer Übergangsverfassung und anschließend die Bil-
dung der Übergangsregierung in einem komplizierten 
Auswahlverfahren vorsah.  
Von einem Abzug der Besatzungstruppen war selbst-
verständlich keine Rede. Präsident Bush kündigte ex-
plizit an, dass die Besatzungstruppen auf unbestimmte 
Zeit im Irak bleiben werden – in Zukunft auf Einla-
dung der irakischen Regierung. Ein entsprechendes 
Abkommen über die weitere Stationierung ausländi-
scher Truppen sollte noch vor dem 30. Juni mit dem 
„Regierenden Rat“ abgeschlossen werden.  
Der Zeitpunkt dieser sogenannten Machtübertragung 
wurde auf Ende Juni gesetzt, um Bush zu Beginn der 
heißen Phase des Wahlkampfes Entlastung zu ver-
schaffen. 

Forderung nach allgemeinen Wahlen 

Ursprünglich war vorgesehen gewesen, die „Über-
gangsregierung“ durch eine nationale Versammlung 
ernennen zu lassen, deren Vertreter durch lokale 
Ausschüsse bestimmt werden sollten. Das Vorhaben, 

                                                   
42 Rajiv Chandrasekaran, „Attacks Force Retreat From Wide-
Ranging Plans for Iraq“, Washington Post, 28.12.2003 
43 „US Focuses on Faster Handover to the Iraqis“, Philadelphia 
Inquirer, 13.11.2003 

durch ein aufwendiges, aber gut zu kontrollierendes 
Verfahren, eine gewisse Repräsentativität vorzutäu-
schen, scheiterte aber am entschiedenen Widerstand 
auch gemäßigter irakischer Kreise: der geplanten 
„Ernennokratie“44, wurde nachdrücklich die Forde-
rung nach freien Wahlen entgegenstellt. Besonders 
machte der Besatzungsmacht dabei die ruhige aber 
hartnäckige Opposition des Großayatollahs Ali Al 
Sistanis, eine der angesehensten Persönlichkeiten im 
Land und faktisches Oberhaupt der schiitischen 
Glaubensgemeinschaft, zu schaffen. Bis dahin hatte 
der von Al Sistani geführte, sehr einflussreiche schii-
tische Klerus trotz seiner Ablehnung der Besatzung, 
im großen und ganzen eine abwartende Haltung ein-
genommen. Die konservativen Geistlichen haben 
selbstverständlich kein Interesse an einem stärkeren 
politischen Einfluss der radikalen Kräfte, die den 
Widerstand stellten. Im Januar mobilisierten er und 
seine Anhänger aber fast aus dem Stand heraus über 
100.000 Irakerinnen und Iraker zu einer Demonstra-
tion in Bagdad für freie Wahlen. Es war die größte 
politische Manifestation seit Beginn der Besatzung.45 
Wahlen waren aber das letzte, was die USA zu die-
sem Zeitpunkt brauchen konnten. Das zentrale Di-
lemma sei, so der Direktor des „Democracy Project“ 
der Stiftung Carnegie Endowment for International 
Peace, Tom Carothers, „dass die mächtigsten, und 
populärsten Bewegungen“ gerade die seien, die für 
die USA „zu tiefst unbequem sind.“46 Statthalter 
Bremer beharrte daher darauf, Wahlen „auf eine 
Weise durchzuführen, die unsere Belange berück-
sichtigt.“ Auch er äußerte ganz offen die Befürch-
tung, dass aktuell die Gegner der USA gewinnen 
würden.47 Es bliebe einfach nicht genügend Zeit, die 
„Moderaten“ zu organisieren, so einer seiner Mitar-
beiter über die Arbeit, die aus US-Sicht noch zu leis-
ten ist.48 Selbst lokale Wahlen, die von einigen über-
eifrigen US-Kommandeuren vor Ort, die an ihre de-
mokratiestiftende Mission glaubten, vorbereitet wor-
den waren, wurden sämtlich unterbunden. 

Widerstand gegen Wahlen kam verständlicher Weise 
auch vom „Regierenden Rat“, dessen  meisten Mit-
glieder bei freien Wahlen von der politischen Bild-
fläche verschwinden würden. 

Für landesweite Wahlen fehle einfach die Zeit, so das 
wichtigste Argument Washingtons. Sie könnten allein 
schon deswegen nicht in weniger als zwei Jahren ab-
gehalten werden, weil keine ausreichenden Zensusda-
ten für ein Wählerregister vorhanden wären. 
                                                   
44 Naomi Klein, „Bush's Iraq: An Appointocracy“, The Globe 
and Mail/Common Dreams, 22.1.2004 
45 „Thousands of Iraqis Demand Elections on Day of UN Talks“, 
New York Times, 19.1.2004 
46 „Surging Shiite Demands Put US in a Bind“, Los Angeles 
Times, 18.1.2004 
47 „Occupation Forces Halt Elections Throughout Iraq“, Wash-
ington Post, 28.6.2003 (zit. nach Herbert Docene a.a.O.) 
48 „US Tries to Give Moderates an Edge in Iraqi Elections,“ New 
York Times, 18.1.2004 
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Diese Argumentation wurde von irakischen Beamten 
und UN-Mitarbeitern, die mit den Verhältnissen vor 
Ort vertraut sind, sofort zurückgewiesen. Sie stim-
men alle darin überein, dass es mit der bereits exis-
tierenden Datenbank für das Lebensmittelvertei-
lungssystem des „Öl-für-Nahrung-Programms“ der 
UNO, in der nahezu alle Iraker erfasst sind, recht 
einfach wäre, ein Wählerregister aufzubauen.49  
Da es zudem im Irak regelmäßig Wahlen gegeben 
habe, existiere – unabhängig davon wie wenig de-
mokratisch diese waren – durchaus auch das Know 
How und die Infrastruktur dafür. Carina Perelli, Di-
rektorin der UN-Wahl-Unterstützungsabteilung, hielt 
nach einem Besuch des Landes, Wahlen innerhalb 
von sechs Monaten für machbar. 50 Bei rechtzeitiger 
Vorbereitung wären Wahlen zur Interimsregierung 
also durchaus möglich gewesen. Die meisten Iraker 
hätten dafür auch einen etwas späteren Termin als 
den 30. Juni akzeptiert.  

Auch die mangelnde Sicherheit wurde gegen Wahlen 
ins Feld geführt. Solange die Guerillaangriffe andau-
ern, könnten keine Wahlen stattfinden. In anderen 
Ländern wurden jedoch schon unter schwierigeren 
Bedingungen Wahlen durchgeführt, und es spricht 
nichts dafür, dass sich die Sicherheitsbedingungen 
ändern werden, solange die Besatzungstruppen im 
Land stehen.  
Die einfachste Möglichkeit die Sicherheitslage für 
Wahlen zu verbessern, wäre nach Ansicht vieler Ex-
perten ein klarer Fahrplan für den Abzug der frem-
den Soldaten und die Einbeziehung aller politischen 
Kräfte, d.h. auch baathistische Gruppierungen, mili-
tante Nationalisten und radikale Schiiten.  
Robert Collier, der Auslandsreporter des San Fran-
cisco Chronicle, hatte während seiner Irak-Reise im 
Dezember 2003 Dutzende von schiitischen Führern, 
sunnitischen Klerikern und Baathisten aller Rang-
ebenen interviewt und nach ihren Lösungsansätzen 
gefragt. Die Antworten, so Collier, hätten neben 
scharfen Differenzen auch eine große Zahl wichtiger 
Gemeinsamkeiten ergeben: unter anderem die 
Hauptforderungen nach (a) Kontrolle des Über-
gangsprozesses durch die UNO, (b) Ersetzung der 
Besatzungstruppen durch UN-Truppen aus neutralen 
Staaten, sowie der Zivilverwalter durch UN-
Mitarbeiter und (c) Abhaltung nationaler Wahlen un-
ter UNO-Aufsicht in der zweiten Hälfte des Jahres 
2004.  Alle Versuche, eine pro-westliche Regierung 
zu installieren müssten gestoppt und stattdessen auch 
den Gegnern der USA die Teilnahme an Wahlen er-
möglicht werden. Forderungen, die Baath-Partei von 
der einstigen Führungsschicht zu säubern, könnten 
sie ebenso akzeptieren, wie die nach Umbenennung 

                                                   
49 The political transition in Iraq: report of the fact-finding mis-
sion, UN-Dokument S/2004/140, Seite 20 
50 Robert Collier, „Democracy How?“, The American Prospect, 
March 1st, 2004, http://www.prospect.org/print/V15/3/collier-
r.html  

oder Neugründung ihrer Partei, so ein Brigadegene-
ral der alten irakischen Armee. Doch wenn die Mit-
glieder der Baath-Partei und die anderen gegen die 
US-Besatzung kämpfenden Gruppen ausgeschlossen 
blieben, würden sie ihre Angriffe selbstverständlich 
fortsetzen. „Wenn uns zugestanden wird, uns an 
Wahlen zu beteiligen, und wenn die UNO garantiert, 
dass wir nicht betrogen werden, werden wir der neu-
en Regierung eine Chance geben.“ Collier erinnert 
daran, dass es eine solche Wiedereingliederung auch 
schon in anderen Ländern gab.51 
Stünden die Wahlen am Anfang eines Übergangpro-
zesses, der tatsächlich zum Ende der Besatzung und 
dem Abzug der fremden Truppen führen würde, so 
wäre auch nach Ansicht vieler führender irakischer 
Persönlichkeiten, die von einem UN-Team befragt 
worden waren, die Frage der Sicherheit kein größe-
res Problem, da eine solche Lösung von allen patrio-
tischen Irakern unterstützt würde.52  
Das UN-Team, das unter Leitung des Sondergesand-
ten Kofi Annans, Lakthar Brahimi, vor Ort die Mög-
lichkeiten von Wahlen prüfte, kam in dieser Frage 
dennoch den USA entgegen: Indem es die Meßlatte 
für erfolgreiche Wahlen trotz der brisanten Umstän-
de sehr hoch hing, kam es zum Schluss, dass Wahlen 
zur Interimsregierung nicht durchführbar seien. Al-
lerdings veranschlagte das Team für den benötigten 
Zeitraum keine zwei Jahren sondern nur 8 Monate – 
Wahlen bis Ende des Jahres hielt Brahimi prinzipiell 
für machbar.  

Übergangsverfassung 

Ein wesentliches Element in der US-Strategie stellte 
die Verabschiedung einer Interimsverfassung noch 
vor Übergabe der Regierungsgewalt an irakische In-
stitutionen dar. Dies gelang beinahe fristgerecht: am 
8. März unterzeichnete der „Regierende Rat“ ein 
„Übergangsverwaltungsgesetz“(Transitional Admi-
nistrative Law, TAL). Diese von US-Juristen entwor-
fene Verfassung hat trotz ihrer nüchternen Bezeich-
nung nicht den Charakter eines Provisoriums, son-
dern ist schon vollständig ausgearbeitet und als Vor-
lage für die permanente Verfassung gedacht. Es dürf-
te auch für eine spätere verfassungsgebende Ver-
sammlung, so das Kalkül, nicht einfach sein, sie we-
sentlich zu verändern – ungeachtet ihrer Zusammen-
setzung. Sie soll auf diese Weise dazu beitragen, den 
US-amerikanischen Einfluss auf subtile Weise lang-
fristig zu verankern. 
Von der westlichen Presse wurde die neue Verfassung 
als demokratischer Meilenstein gefeiert. Dabei war 
schon ihr Zustandekommen im engen Rahmen des 
„Regierenden Rates“ und unter Federführung der 
USA, alles andere als demokratisch. Sie enthält zu-

                                                   
51 ebd. 
52 Report vom UN Fact-finding Team vom 23.2.2004, UN-Do-
kument S/2004/140, 
http://www.un.org/Docs/journal/asp/ws.asp?m=S/2004/140 
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dem ihre Machtlosigkeit bereits in sich selbst festge-
schrieben, indem sie bestimmt, dass alle Gesetze und 
Verordnungen der Besatzungsbehörde in Kraft blei-
ben werden und nur von einer gewählten Regierung in 
einem aufwendigen Verfahren geändert werden kön-
nen. 
Die ausführlichen Formulierungen bürgerlicher 
Rechte können sich in der Tat sehen lassen, doch im 
sozialen Bereich fällt die neue Verfassung hinter be-
stehendes Recht zurück. Enthielt die alte Verfassung 
ein Recht auf Arbeit und Bildung, die Verantwortung 
des Staates für die Gesundheitsversorgung und die 
Verpflichtung des Staates zur Verbesserung der Ar-
beits- und Lebensbedingungen,53 so ist dies nun alles 
reduziert auf die Verpflichtung der Regierung, für 
das Wohl der Bevölkerung soweit zu sorgen, wie es 
„die Ressourcen zulassen“ und „unter Berücksichti-
gung anderer vitaler Pflichten.“54  
Das TAL beseitigt erwartungsgemäß auch alle 
Schranken, die einer wirtschaftlichen Übernahme des 
Landes durch ausländisches Kapital entgegenstan-
den. Es verbietet zwar mit Artikel 15 Sondergerichte, 
konterkariert dies aber anschließend in Artikel 48 
durch die explizite Bestätigung des im Dezember 
2003 eingerichteten Sondergerichtshofs zur Aburtei-
lung Saddam Husseins und anderer führender Köpfe 
des alten Regimes. 
Unklar ist, welche Auswirkungen auf die individuel-
len Rechte der explizite Verweis in der Interimsver-
fassung auf den Islam als „eine Quelle“ der Recht-
sprechung und die Bestimmung, dass kein Gesetz im 
Gegensatz zu islamischen Recht stehen darf, haben 
wird. Die Formulierung war ein Kompromiss zwi-
schen den Kräften im Umfeld des „Regierenden Ra-
tes“, die die Scharia zur Basis der Rechtsprechung 
machen wollten, und denen, die den bisherigen säku-
laren Charakter Iraks bewahren wollten. 
Insbesondere die Frauen sehen ihre Rechte auch durch 
die Kompromissformel bedroht, hatte doch der „Re-
gierende Rat“ schon versucht, das bisher geltende ira-
kische Familienstandsrecht aufzuheben. Dieses Recht 
stellt die Frauen in den wesentlichen Punkten, wie Er-
be, Heirat, Scheidung und Sorgerecht dem Mann 
gleich und gehört damit zu den fortschrittlichsten in 
den islamischen Ländern. Der „Regierende Rat“ hatte 
unter Berufung auf islamisches Recht im Dezember 
2003 beschlossen, das alte Familienstandsrecht aufzu-
heben und stattdessen die traditionellen Gesetze der 
jeweiligen Religion wieder in Kraft zusetzen. Da 
Statthalter Paul Bremer das Gesetz nicht unterzeich-

                                                   
53 Siehe Art.23, 27, 29, 32 und 33 der irakischen Verfassung von 
1990 (http://www.oefre.unibe.ch/law/icl/iz01000_.html). Die 
Verfassung war 1990 geändert worden, das Verfassungsreferen-
dum fiel aufgrund des Krieges 1991 aus, sie trat aber dennoch 
faktisch in Kraft. 
54 Art. 14 der Interimsverfassung (Law of Administration for the 
State of Iraq for the Transitional Period, 
http://www.oefre.unibe.ch/law/icl/iz00000_.html )   

nete, hängt es seither in der Luft.55 
 

Die USA hatten unmittelbar mit Unterzeichnung der 
Verfassung eine größere Medienkampagne gestartet, 
in der sie diese als „ohne Vorläufer in der arabischen 
Welt“ feiern ließen. In Wirklichkeit haben eine gan-
ze Reihe arabischer Staaten ähnliche Verfassungs-
rechte und garantierte auch die alte Verfassung die 
wesentlichen individuellen Rechte. Das Problem 
liegt bekanntlich meist nicht in den Formulierungen 
auf Papier, sondern in der Praxis. Ob beispielsweise 
die Besatzungstruppen nach dem Inkrafttreten des 
TAL tatsächlich die Unverletzlichkeit der Wohnung 
oder das Verbot willkürlicher Festnahmen respektie-
ren, ist stark zu bezweifeln. 
 

Die überwiegende Mehrheit der Iraker war von der 
Diskussion vollständig ausgeschlossen. Über den In-
halt konnten sie sich erst informieren, als das Papier 
aus dem englischen ins arabische übersetzt worden 
war. Viele machten sich diese Mühe gar nicht, da sie 
die Verfassung als ein von der Besatzungsmacht 
aufgezwungenes Machwerk von vorneherein ableh-
nen.  
Auf konkrete Ablehnung stößt bei den meisten Ira-
kern unter anderem das vorgesehene, sehr weitge-
fasste, föderale System, das ihrer Ansicht nach auf 
die Zersplitterung der irakischen Gesellschaft und 
eine Schwächung des Landes zielt.56 Eine gewisse 
Dezentralisierung des Staates würde wohl weithin 
akzeptiert werden, allerdings darauf beschränkt, den 
bestehenden 18 Gouvernaten föderale Rechte zuzu-
gestehen und nicht, wie nun vorgesehen, neugebilde-
te weitgehend autonome „föderale Regionen“.57 Dies 
wird als Fortsetzung der bisherigen Politik der USA 
betrachtet, die bei der politischen Repräsentation von 
Irakern auf allen Ebene eine Einteilung in Schiiten, 
Sunniten, Kurden, Turkmenen usw. vornahmen, eine 
Einteilung die der irakischen Gesellschaft bis dahin 
weitgehend fremd war.58  
Die Grenzen der anvisierten föderalen Selbstverwal-
tung sind völlig vage. Der Zentralregierung wird 
zwar die Verantwortung für die Außenpolitik, natio-
nale Sicherheit, Steuer- und Währungspolitik, die 
Kontrolle des Öls und anderer natürlicher Ressour-
cen zugebilligt, das TAL enthält aber praktisch keine 
Begrenzung der Macht der geplanten „föderaler Re-

                                                   
55 „Iraqi women could lose rights they've had for decades, sena-
tors say“, San Francisco Chronicle, 2.2.2004 
56 Protests Mount Against Interim Law, Institute for War & 
Peace Reporting, 15.3.2003, 
http://www.iwpr.net/index.pl?archive/irq/irq_53_3_eng.txt  
57 „Constitution blow“, Institute for War and Peace Reporting, 
5.3.2004; Gemäß TAL sollen die Regionen zwar „nur nach geo-
grafischen und historischen“ und nicht nach ethnischen Kriterien 
gebildet werden, in der Praxis würde es aber dennoch, wie das 
kurdische Beispiel zeigt, auf eine ethnische/konfessionelle Tei-
lung abzielen. 
58 Eine häufige Parole auf Demonstrationen gegen die Besatzung 
heißt: „Wir sind keine Schiiten, wir sind keine Sunniten, wir sind 
alle Iraker“ 
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gionen“. Die bisher einzige etablierte Region ist die 
1974 aus den drei mehrheitlich von Kurden bewohn-
ten Nordprovinzen gebildete „Kurdische Autonome 
Region“ KAR. Der Regierung dieser Region wird 
weitgehend die legislative und judikative Unabhän-
gigkeit eingeräumt, sowie den Erhalt der regionalen 
Kontrolle über Polizei und anderer Sicherheitskräfte. 
Dadurch werden die Milizen der beiden Parteien 
PUK und KDP, die sich die Herrschaft über diese 
Region teilen, eine permanente militärische Macht 
darstellen, die von der Zentralregierung unabhängig 
ist. Das TAL gewährt zudem den beiden Kurdenpar-
teien, d.h. den engsten Verbündeten der USA, indi-
rekt Veto-Rechte bei der Verabschiedung einer end-
gültigen Verfassung. 59 Dieser Passus war bis zuletzt 
auch im Regierenden Rat umstritten und hatte zu 
Verzögerungen geführt. Kritiker wiesen daraufhin, 
dass die wiederholte Ablehnung einer künftigen 
permanenten Verfassung durch eine Mehrheit inner-
halb der KAR, deren Inkrafttreten auf unbestimmte 
Zeit blockieren und die Übergangsverfassung sich so 
zur permanenten „verhärten“ könnte. 
 

Viele Iraker fragten sich von Anfang an, wozu über-
haupt eine solche Übergangsverfassung nötig sein 
sollte. „Es gibt eine permanente Verfassung und wir 
könnten mit dieser weiter arbeiten, indem all die Er-
gänzungen und Beschlüsse außer Kraft gesetzt wer-
den, die den Geist des Gesetzes auf Kosten der Rech-
te der Iraker in den letzten Dekaden verletzte.“60  
Auch Ayatollah Al Sistani machte deutlich, dass der 
schiitische Klerus ein von der Besatzungsmacht er-
lassenes Gesetzeswerk auf keinen Fall als irakische 
Verfassung anerkennen werde. Es sei ein Hindernis 
auf dem Weg zu einer permanenten Verfassung, die 
die Einheit des Iraks und die Rechte seiner Bevölke-
rung in seiner ganzen ethnischen und konfessionellen 
Verschiedenheit schütze.61 Er verweigerte dem UN-
Sondergesandten Brahimi jegliches Gespräch, solan-
ge die UNO die Übergangsverfassung als Basis für 
den Übergangsprozess anerkenne.  

Novemberplan in Trümmern 

Zum Widerstand auf politischer Ebene, der die An-
strengungen Washingtons der US-Herrschaft ein ira-
kisches Gesicht zu geben, torpedierte, kam der stetig 
wachsende bewaffnete Widerstand. Der einzige grö-
ßere Erfolg der Besatzungstruppen, die groß in Szene 
gesetzte Gefangennahme Saddam Husseins im De-
zember, hatte ihn so wenig zu dämpfen vermocht, 
wie die Ankündigung einer Teilsouveränität für den 
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kommenden Sommer. 
 

Tatkräftig gefördert durch die US-amerikanische Be-
satzungsmacht erreichte der militärische Widerstand 
im März und April schließlich eine neue Qualität. Die 
erste Zuspitzung fand in Falluja, etwa 50 km westlich 
von Bagdad, statt, wo US-Truppen Anfang April eine 
großangelegte Strafaktion begannen, um sich für die 
Demütigung durch die Tötung und Leichenschändung 
von vier US-amerikanischen Söldnern zu rächen. Die 
Stadt wurde von der Außenwelt abgeriegelt und US-
Einheiten versuchten in sie einzudringen. Sie stießen 
aber auf erbitterten Widerstand durch lokale Guerilla-
einheiten und städtische Milizen und eskalierten dar-
aufhin ihre Angriffe auf die 300.000 Einwohner der 
Stadt vom Boden und aus der Luft. Bis zu einem Waf-
fenstillstand am Ostersonntag war die Zahl der iraki-
schen Opfer auf über 600 gestiegen, über 1200 waren 
verletzt. Ihr ursprüngliches Ziel erreichte die US-
Armee allerdings nicht und die belagerte Stadt wurde 
zum Symbol des Widerstands. 
 

Parallel hierzu begann die Besatzungsbehörde mit 
provokativen Maßnahmen gegen die vom radikalen 
schiitischen Geistlichen Muktadar al Sadr geführte 
Bewegung. Al Sadr, Sohn des angesehenen Religi-
onsführer Ayatollah Sadeq as-Sadr, der 1999 vom 
Baath-Regime hingerichtet wurde, hat vor allem un-
ter den ärmeren sunnitischen Stadtteilen von Bagdad 
und in anderen Städten des Süden viele Anhänger. 
Al Sadr, der von Anfang an lautstark gegen die Be-
satzung wetterte, war den USA schon lange ein Dorn 
im Auge. Doch auch als er ab August 2003 begann, 
unter dem Namen „Armee des Mahdi“ eine zunächst 
unbewaffnete Miliz aufzubauen, griff die Besat-
zungsmacht nicht ein. Zu groß war die Sorge, da-
durch die mehrheitlich noch passive schiitische Be-
völkerung gegen sich aufzubringen. 
Diese Zurückhaltung wurde auf Anordnung Washing-
tons im März 2004 aufgegeben. Die CPA ging gegen 
Anhänger Al Sadrs vor und verordnete die Schließung 
der Bagdader Zeitung al Sadrs, „al-Hawza“. Es war 
nicht die erste solche Zensurmaßnahme, aber die fol-
genschwerste. Immer zahlreicher und heftiger protes-
tierten Anhänger Al Sadrs gegen die Schließung und 
als die US-Truppen in Najaf auch noch einen engen 
Mitarbeiter Al-Sadrs gefangen nahmen und Besat-
zungstruppen das Feuer auf Demonstranten eröffne-
ten, eskalierten Mitte April die Proteste. Es kam zu 
offenen Gefechten zwischen Besatzungstruppen und 
Angehörigen der „Mahdi-Armee“, denen sich weitere 
Iraker anschlossen. In einer Reihe schiitischer Städte 
entwickelten sie sich zu regelrechten Aufständen, in 
den südirakischen Städten Najaf, Kerbala, Nasirijah, 
Kufa, Kut, Diwanijah, sowie den Bagdader Stadtteilen 
Thawra, Shuala und Kadhimijah verloren die Besat-
zungsmächte völlig die Kontrolle. Arabische Politiker 
kommentierten voll Ironie, dass es nun den Truppen, 
die angeblich ins Land kamen, um Freiheit und De-
mokratie zu bringen, gelungen sei, durch die Schlie-
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ßung von Zeitungen einen regelechten Volksaufstand 
zu provozieren.62 
 

Wenn es auch auf den ersten Blick reichlich verwe-
gen scheint, trotz der Probleme mit der Guerilla im 
mittleren Teil des Iraks, auch noch eine bewaffnete 
Auseinandersetzung in den schiitischen Städten des 
Südens zu provozieren, so könnte dahinter durchaus 
ein logisches Kalkül der Besatzungsmacht stecken: 
Die radikalen Gegner zu einem Zeitpunkt zum 
Kampf zu provozieren, zu dem sie noch nicht ausrei-
chend vorbereitet sind, anstatt zuzusehen, wie sich 
immer weiter personell verstärken und ihre organisa-
torischen Strukturen stärken.  
 

Ungeachtet der breiten Ablehnung der Besatzung, 
sind die Iraker in der Tat alles andere als gut vorbe-
reitet für einen langen Befreiungskrieg. Es mangelt 
nicht an Waffen und an zornigen, militärisch gut 
ausgebildeten jungen Irakerinnen und Irakern. Nach 
den vorangegangenen Kriegen und dem Embargo 
fehlen aber alle sonstigen Ressourcen und persönli-
chen Reserven für eine vorrausichtlich langandau-
ernde Konfrontation mit der einzig verbliebenen Su-
permacht. Angesichts der Übermacht der USA und 
ihrer Verbündeten, sowie der Unterstützung, die sie 
auch von den kriegskritischen Mächten in Europa 
erhalten, können die Iraker kaum auf internationale 
Unterstützung hoffen. Es fehlt zudem noch eine 
weithin akzeptierte politische Führung, wie auch die 
politischen Strukturen, durch die eine solche rasch 
entstehen könnte. Die brutale Besatzungspolitik führt 
zwar offensichtlich zu einem beträchtlichen Eini-
gungsdruck, doch nach drei Jahrzehnten Diktatur 
und massiven Repressionen gegen konkurrierende 
politische Kräfte, sowie deren Zersplitterung, ist es 
selbstverständlich nicht einfach, einen Konsens zwi-
schen den verschiedenen Kräften herzustellen. 
 

Gemäß Fuad Tarfi, einem Sprecher Al Sadrs, hatten 
dessen Anhänger zunächst tatsächlich gezögert, zu-
rückzuschießen. „Wir haben den Zeitpunkt des Auf-
stands nicht gewählt, das taten die Besatzungstrup-
pen“ 63  
Diese hoffen nun, dass ihre Gegner ihr Pulver, d.h. 
ihre Abwehrraketen, Mörsergranaten usw. auf diese 
Weise frühzeitig verschießen. „Wenn wir uns nicht 
jetzt um diese Elemente und diese Individuen und 
diese Organisationen kümmern, werden diese Mili-
zen sich an einem anderen Tag erheben und es ist 
besser, wir befassen uns jetzt mit ihnen, als nach 
dem 30. Juni“, so Dan Senor der Sprecher der CPA. 
Ausgesprochenes Ziel der USA war zudem, einen 
demonstrativen Trennungsstrich zu ziehen und allen 
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irakischen Kräften die Konsequenzen einer zu radi-
kalen Opposition klar zu machen. Wer nicht bereit 
ist, sich innerhalb des engen angebotenen politischen 
Rahmens zu engagieren, so die Botschaft, riskiert 
wie Al Sadr, als Vogelfreier gejagt zu werden. 
 

Offensichtlich ging der Schuss aber stark nach hinten 
los, da sich große Teile der Bevölkerung in den um-
kämpften Städten hinter die Kämpfer stellten und die 
Heftigkeit und Breite des Aufstands dadurch die Be-
satzer völlig unvorbereitet traf. Es gelang den Besat-
zungstruppen anschließend nicht mehr, die Kontrolle 
über alle Städte zurückzugewinnen.  
 

Der politische Schaden wog schwer, widerlegten doch 
diese Volksaufstände im bisher ruhigeren schiitischen 
Südengründlich die Propaganda von einem nur von 
Resten des alten Regimes und zugereisten Islamisten 
getragenen Widerstand. Zu offensichtlich war die Un-
terstützung breiter Teile der Bevölkerung und unüber-
sehbar auch die gegenseitige Hilfe von Schiiten und 
Sunniten. In Falluja und später auch in Najaf sahen 
sich die US-Truppen zudem gezwungen, Verhandlun-
gen mit Widerstandsgruppierungen zu führen. Damit 
erkannte die US Armee diese zum ersten Mal als 
ernstzunehmende politische Kraft an. 
Vor die Wahl gestellt vor den Augen der Weltöffent-
lichkeit bei der Stürmung Fallujas ein noch größeres 
Blutbad anzurichten oder sich unverrichteter Dinge 
zurückzuziehen, wählten sie einen Kompromiss, der 
ihre Niederlage kaum verhüllt. Die Kontrolle der 
Stadt wurde einer neu aus Irakern gebildeten „Falluja-
Brigade“ unterstellt, deren Führung ehemalige 
baathistische Offiziere der alten Armee übernahmen. 
Selbst den USA war klar, dass diese Brigade keine 
US-loyale Einheit sein würde und in ihre Reihen auch 
Kämpfer aufgenommen hatte, die zuvor die Stadt mit 
Waffen gegen die US-Truppen verteidigten. In der 
Stadt selbst wurde der Einzug dieser Brigade daher 
auch stürmisch wie ein Sieg gefeiert.64  In Najaf einig-
ten sich die USA mit der „Mahdi-Armee“ und dem 
„Schiitischen Rat“ („Beit Shia“) der Stadt, dem viele 
lokale Gruppen angehören, ebenfalls auf einen Waf-
fenstillstand, in dem sie dem Rückzug ihrer Truppen 
aus den zentralen Stadtteilen akzeptieren musste.65 
 

In den Reihen der irakischen Verbündeten Washing-
tons hatte es angesichts des brutalen Vorgehens der 
US-Truppen in Falluja heftig zu rumoren begonnen. 
Mehrere Mitglieder des „Regierenden Rats“ verurteil-
ten die Strafaktion gegen eine gesamte Stadt, zwei tra-
ten sogar zurück. Das herbeibeorderte Bataillon der 
von den USA neu aufgestellten irakischen Armee 
weigerte sich in Richtung Falluja auszurücken und 
„Krieg gegen Iraker“ zu führen. Nach Angaben der 
Washington Post quittierten in diesen Tagen insge-
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samt etwa 20 bis 25 Prozent der irakischen Armee, 
der „Zivilverteidigung“, der Polizei und anderer Hilfs-
truppen den Dienst, verweigerten den Gehorsam oder 
wechselten die Seiten.66 Dem britischen Independent 
zufolge musste das US-Militär sogar einräumen, dass 
im April 40 Prozent der irakischen Sicherheitskräfte 
desertierten und 10 Prozent die Seiten wechselten. 
 

Die „Koalition der Willigen“ begann ebenfalls zu brö-
seln. Nach der Wahlniederlage von Bushs engem spa-
nischen Verbündeten José María Aznar, kündigte die 
neue Regierung den Rückzug an, einige lateinameri-
kanische Länder, die Aznar zur Teilnahme genötigt 
hatte, folgten. Der polnische Premier äußerte gleich-
falls Rückzugsabsichten, da er sich von Bush über die 
Kriegsgründe getäuscht fühlte. 
Auch in den USA nahmen die prinzipiellen Zweifel 
an einem Erfolg im Irak weiter zu. „Wir sind geschei-
tert“ so beispielsweise William Odom, US-General im 
Ruhestand und ehemaliger Direktor des größten US-
Geheimdienstes, der National Security Agency (NSA) 
in einem Interview mit dem Wallstreet Journal. Wenn 
es im Januar 2005 tatsächlich allgemeine Wahlen ge-
ben würde, so Odom, könne „niemand, der pro-
amerikanisch ist, Legitimität gewinnen.“67 
 

Die USA steckten offensichtlich mit ihrem Über-
gangsplan fest. Unterstützung im Irak hatten sie da-
mit nicht gewinnen können, die Opposition gegen 
ihre Politik war stattdessen auch politisch noch viel 
breiter und stärker geworden. Den 30. Juni als Ter-
min für einen Wechsel der Machtausübung im Irak 
wollten die USA aus innen- wie außenpolitischen 
Gründen dennoch auf alle Fälle halten.  

Die UNO kommt zu Hilfe 

Aus dieser verfahrenen Situation konnte den USA 
nur noch die UNO helfen. Wenn Akzeptanz im Irak 
selbst nicht zu bekommen war, konnte allein der 
UN-Stempel dem „Transformationsprojekt“ noch ein 
gewisses Maß an Legitimation im Innern wie nach 
außen verschaffen. Der UN-Generalsekretär und sein 
Sondergesandter Lakthar Brahimi folgten dem Hilfe-
ruf umgehend. Brahimi hatte den USA ja bereits et-
was Luft verschafft, indem er die Wahlen zur Inte-
rimsregierung für nicht durchführbar erklärt hatte. 
Gleichzeitig hatte er aber Wahlen bis Ende des Jah-
res gefordert und sich gegen das in Washington mitt-
lerweile ins Auge gefasste Verfahren gewandt, die 
Übergangsregierung durch Erweiterung des „Regie-
renden Rates“ zu bilden. Er schlug vor, diesen voll-
ständig aufzulösen und eine Regierung aus unabhän-
gigen Fachleuten zu bilden.  
Die US-Administration lenkte  – gegen erheblichen 
Widerstand aus den Reihen der Falken – ein. Im Ge-
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genzug dafür übernahm Brahimi die Aufgabe eine 
solche Interimsregierung zusammenzustellen und mit 
dem moralischen Gewicht der UNO zu versehen. 
Brahimi, einst führender Repräsentant der algeri-
schen Befreiungsbewegung und später algerischer 
Außenminister, hat einen guten Ruf in der arabischen 
Welt, der ihm im Irak den Zugang zu einflussreichen 
Kreisen eröffnete, die den Kontakt mit der Besat-
zungsmacht ablehnten. Er hoffte so, eine provisori-
sche Regierung zusammenstellen zu können, die in 
der Lage sein sollte, zwischen den Besatzern und ei-
nem wesentlichen Teil des politischen Spektrums 
vermitteln zu können. Die reale Aufgabe glich dann 
allerdings der Quadratur des Kreises: die von ihm 
gewählten Kandidaten sollten in den Augen der Ira-
ker als unabhängig, besser noch als Besatzungsgeg-
ner gelten, damit die Interimsregierung nicht wie ei-
ne Neuauflage des „Regierenden Rates“ erscheint. 
Sie mussten auf der anderen Seite aber auch das Ver-
trauen der USA haben.  
 

Brahimi konnte sich am Ende mit seiner Auswahl 
gegen Bremer und die maßgeblichen Kräfte im „Re-
gierenden Rat“ nicht durchsetzen und machte der 
Presse gegenüber keinen Hehl aus seiner Verärge-
rung: Gefragt, wie stark der Einfluss der US-
Administration bei der Bildung der neuen Regierung 
sei, erinnerte Brahimi daran, dass es US-Statthalter 
Paul Bremer ist, der die Fäden im Irak in der Hand 
hält: „Bremer ist der Diktator des Irak. Er hat das 
Geld. Seine Unterschrift gilt.“68  
Die Mannschaft, die Brahimi nach langem hin und 
her Anfang Juni präsentieren durfte, war überwie-
gend wieder aus den selben pro-amerikanischen 
Kräften zusammengesetzt, die auch in Bremers Rat 
saßen. Zwei Wochen später legte er auf diskrete 
Weise sein Amt nieder und begründete dies erst auf 
Nachfragen mit den großen Schwierigkeiten und 
Frustrationen bei seinem Einsatz im Irak.69 
 

Die „Übergangsregierung“  – „Souveränität“ 
per Definition 

Die höchsten Posten in der Interimsregierung erhiel-
ten Männer, die bereits im „Regierenden Rat“ saßen, 
so der zum Präsidenten ernannte Unternehmer 
Scheich Ghazi Al Yawer und der neue Premierminis-
ter Iyad Allawi. Al Yawer lebte zuvor im Exil in Sau-
di Arabien und unterhält engste Verbindungen mit 
Washington. Als Neffe des Oberhauptes eines der 
größten Stämme Iraks, dem sowohl Schiiten als auch 
Sunniten angehören, genießt er dennoch einiges An-
sehen im Land. Er hatte sich zudem durch Kritik an 
der Besatzungspolitik in den Monaten zuvor zusätzli-
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che Reputation verschafft.70 Seine Ernennung zum 
rein repräsentativen Präsidentenamt hat nur symboli-
schen Wert. Die Besatzungsmächte wie die UNO-
Diplomaten hoffen aber, so die Londoner Times, dass 
„diese Symbolik die Iraker davon überzeugt, dass sie 
wirklich ihre Souveränität zurückgewinnen und die 
Angriffe der Guerilla aufhören, die der 14-monatige 
Besatzung schwer zugesetzt haben.“71 
 

Der Chef dieser Regierung, Allawi, kann dazu nichts 
beitragen. Er war ab 1961 enger Weggefährte Sad-
dam Hussein, arbeitete in den 70er Jahren in London 
als Spitzel für den irakischen Geheimdienst und kam 
über den britischen Geheimdienst MI6 zur CIA. 
1990 hatte er mit saudischer Unterstützung aus ehe-
maligen Militärs und Spitzenpolitiker der Baath-
Partei die Exilorganisation „Iraq National Accord“ 
(INA) gebildet. Diese führte Mitte der 90er Jahre un-
ter seiner Führung Terroranschläge im Irak aus. 
INA-Mitglieder zündeten Autobomben, jagten 
Schulbusse in die Luft und verübten Sabotageakte. 
Nach irakischen Angaben kamen dabei auch viele 
Zivilisten ums Leben. Ein von ihm organisierter 
Putschversuch gegen Saddam Hussein 1996 scheiter-
te kläglich.72  
Als CIA-Offizier lieferte er auch einen guten Teil des 
Materials, mit dem die Geheimdienste ihre Bedro-
hungsanalysen über den Irak aufpeppten. So geht auf 
ihn wohl auch die von Tony Blair benutzte Kriegslüge 
zurück, Saddam hätte innerhalb von 45 Minuten Mas-
senvernichtungswaffen einsetzen können.73  
Neben Allawi gehören mindestens sieben weitere 
neue Regierungsmitglieder Organisationen an, die von 
den USA finanziert werden. Das Urteil vieler Iraker, 
dass auch die Interimsregierung nur aus Marionnetten 
der USA bestehe, ist daher verständlich.74 Die meisten 
Mitglieder der neuen Regierung sind ausländische 
Staatsbürger, tragen britische, amerikanische oder 
französische Pässe und haben dort auch noch ihren 
Wohnsitz und ihre Familie – ebenso wie viele Mit-
glieder des abgelösten „Regierenden Rat“ und dessen 
Minister, die nun wieder zurück in ihre Herkunftslän-
der, Unternehmen und Jobs zurückkehrten.75 
Alle einflussreichen Posten wurden unter den fünf 
maßgeblichen pro-amerikanischen Organisationen 
aufgeteilt. Das sind die beiden kurdischen Parteien 
PUK und KDP, die am stärksten vertreten sind, der 
Iraqi National Accord und die schiitischen Parteien 
Daawa und SCIRI. Nicht mehr dabei ist der Irakische 
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Nationalkongress des früheren Pentagonfavoriten 
Ahmed Chalabi. Nur die im Moment reichlich hilflo-
sen Ressorts Gesundheit, Erziehung, Landwirtschaft, 
Elektrizität, Umwelt, Arbeit und Soziales erhielten 
Leiter, die Brahimis Vorstellungen entsprachen: Der 
neue Gesundheitsminister z.B. arbeitete früher bei der 
WHO, andere vor Ort für die UNO, als Wissenschaft-
ler an irakischen Universitäten oder als leitende Inge-
nieure in staatlichen irakischen Institutionen.76 
 

In Washington war nie ein Geheimnis daraus ge-
macht worden, dass die Übergangsregierung nur we-
nige Befugnisse erhalten wird, weder die freie Ver-
fügung über die für den Wiederaufbau bereitgestell-
ten Gelder und die Einkommen aus den Ölexporten, 
noch die Kontrolle über die US-geführten Gefäng-
nisse und Lager. Die irakische Justiz wird – unge-
achtet aller Folterberichte – auch zukünftig keinen 
Einfluss auf die Gefangenschaft irakischer Bürger 
dort haben und auch keine Möglichkeiten Verbre-
chen von Besatzungssoldaten auf irakischem Territo-
rium zu verfolgen, von Schadensersatz für die ange-
richteten Schäden ganz zu schweigen. Da der Inte-
rimsregierung explizit untersagt ist, wesentliche Ge-
setze zu ändern, bleibt auch die Anweisung Bremers 
in Kraft, die Angehörige der „Koalition“, Soldaten 
wie Zivilisten, Immunität vor Strafverfolgung durch 
irakische Gerichte garantiert. Am 26. Juni, zwei Ta-
ge vor Auflösung der CPA, unterzeichnete der schei-
dende Statthalter einen weiteren Erlass, der auch 
Mitarbeitern von US-amerikanischen und anderen 
westliche Unternehmen während der Durchführung 
ihrer Aufträge im Irak Immunität vor dem irakischen 
Gesetz zusichert.77 Dadurch  können beispielsweise 
private Söldner selbst im Falle von Raub oder Mord 
vor irakischen Gerichten nicht belangt werden.  
Eine Einschränkung der Befugnisse der provisori-
schen Regierung war auch eine Forderung der Iraker 
gewesen, die wie Ayatollah Al-Sistani eine Ver-
schiebung der Wahlen schließlich akzeptierten. Sie 
sollte als demokratisch nicht legitimierte Autorität 
keine Entscheidungen treffen dürfen, die über die 
kurze Periode bis zur Einsetzung einer gewählten 
Regierung fortwirken würden. Konterkariert wurde 
diese vernünftige Beschränkung aber durch die Ar-
beit der Besatzungsbehörde, die obwohl noch weni-
ger legitimiert, die Weichen auf viele Jahre hinaus 
stellte. Interessanterweise kann die Interimsregierung 
durchaus mit internationalen Konzernen längerfristi-
ge Verträge schließen. Da sie durch den Sicherheits-
rat legitimiert wurde, erhalten ausländische Unter-
nehmen somit mehr Rechtssicherheit für ihr Enga-
gement im Irak als durch frühere Abkommen mit der 
Besatzungsbehörde. 
Insgesamt hatte Bremer bis zum Ende seiner Amtzeit 
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über 100 Dekrete („Orders“) und ergänzende Memo-
randen mit Gesetzeskraft erlassen, ein Fünftel davon 
noch schnell in den Wochen vor der formalen Über-
gabe der Regierungsgeschäfte.78 Diese Verordnun-
gen und Erlasse bleiben, falls sie nicht durch seinen 
letzten Erlass, der die Übergabe regelt („Order 
100“), explizit aufgehoben wurden, auch nach Auf-
lösung der Besatzungsbehörde gültig. Sie können – 
solange sich irakische Institutionen an die verordne-
ten Spielregeln gebunden fühlen – erst durch eine 
gewählte Regierung in einem förmlichen Verfahren 
außer Kraft gesetzt werden. Je nach Auslegung gilt 
dies erst für eine Regierung, die auf Basis einer per-
manenten Verfassung, also frühestens in 18 Mona-
ten, gewählt wurde.79 
Bremer und seine Leute äußerten sich dem Guardian 
gegenüber optimistisch, dass ihr Werk eine gehörige 
Zeit überdauern wird. Die US-amerikanischen Juris-
ten, die die Gesetze ausgearbeitet haben, bleiben 
auch nach Auflösung der CPA im Irak, um als „Rat-
geber“ der provisorischen Regierung „ihre Gesetz 
am Leben erhalten“. Insgesamt sind mehr als 200 
„Experten“ aus den USA als „Berater“ in den 28 ira-
kischen Ministerien tätig und sorgen im Stile klassi-
scher Kolonialbeamter, dass alles den gewünschten 
Weg geht. Zudem hat Bremer für jedes Ministerium 
einen „Generalinspekteur“ mit einer Amtszeit von 
fünf Jahren bestimmt, der alle Tätigkeiten der Be-
hörde kontrollieren soll.80 
Auch ein „Nationaler Sicherheitsberater“ und einen 
Generalinspektor für den neuen irakischen Geheim-
dienst („Iraqi National Intelligence Service“, INIS) 
wurden ernannt, die die Oberaufsicht über Training 
und Organisation der irakischen Armee und des Ge-
heimdienstes übernehmen sollen. Die Schlüsselrolle 
des Nationalen Sicherheitsberaters wurde mit Mo-
waffak Al-Rubaie besetzt, der bereits als Mitglied 
des „Regierenden Rats“ für die USA einer der wich-
tigsten Strippenzieher im Irak war. Al-Rubaie ist 
vom Fach: gemäß Newsweek war er in den 1980er 

                                                   
78 siehe CPA, http://www.iraqcoalition.org/regulations/ Nach 
Ansicht Mahmoud Othmans, einem kurdischen Politiker und 
IGC-Mitglied, begann die Besatzungsbehörde hastig Gesetze zu 
forcieren  als klar wurde, dass die Besatzung formal bald enden 
würde. „Washingtons frühere Pläne sahen eine längere Besat-
zung vor.“ „Iraq Gov't Must Abide by U.S.-Made Laws“, The 
Guardian, 27.6.2004 
79 siehe Artikel 26 der Interimsverfassung (TAL), deren Annex 
vom 1.6.2004, sowie Order 100 der CPA, Sections 2   
Artikel 26 des TAL bestimmt, dass alle Gesetze, einschließlich 
der Erlasse der CPA, in Kraft bleiben, bis sie vom „Iraqi Transi-
tional Government“ geändert oder außer Kraft gesetzt werden. 
Mit „Transitional Government“ wird die erste, auf Basis der 
TAL gewählte Regierung bezeichnet. Die „Interim Government“ 
genannte Regierung, die am 28. Juni eingesetzt wurde, kann 
zwar gemäß Annex zum TAL mit der Mehrheit des „Kabinetts“ 
und der Zustimmung des Präsidenten Dekrete mit Gesetzeskraft 
erlassen, diese dürfen aber nicht über die Übergangsperiode hin-
auswirken. 
80 siehe „Order 57“„ der CPA: 
http://www.iraqcoalition.org/regulations/ 

Jahren „der internationale Sprecher einer der ge-
fürchtetsten Terrororganisationen des Mittleren Os-
tens – der irakischen Daawa Partei.“81 
 

Vorgesorgt hatte Bremer zudem durch die Einrich-
tung und Besetzung verschiedenster wichtiger 
Kommissionen und Institutionen. So ernannte die 
CPA Hunderte Richter und Staatsanwälte und schuf 
zusätzlich einen „Zentralen Strafgerichtshof“, der 
vor allem für „organisiertes Verbrechen“ und „Terro-
rismus“ zuständig sein soll. Ihm überstellen die USA 
nun die Gefangenen, für deren Taten sie genügend 
Beweise zu haben glauben (die meisten anderen 
bleiben als „Sicherheitsgefangene“ in den US-
geführten Lagern und Gefängnissen).82 Der neue Ge-
richtshof“ ist eine seltsam gemischte juristische Insti-
tution, in der US-amerikanische Juristen Strafsachen 
für irakische Ankläger vorbereiten, die sie irakischen 
Richtern vorlegen, die wiederum von Bremer aus-
gewählt wurden.83  
Großen Einfluss auf die zukünftige Entwicklung wird 
auch die Einrichtung einer 7-köpfigen „Wahlkommis-
sion“ haben, die über die Zulassung von Kandidaten 
und Parteien entscheiden wird, sowie eine „Medien- 
und Kommunikations-Kommission“, die zuständig für 
Fernsehlizenzen und die Regulierung der Mobiltele-
fonnetze ist und das Recht hat Zeitungen Sanktionen 
aufzuerlegen oder zu schließen. Die Amtszeiten 
betragen ebenfalls jeweils fünf Jahre.  
Die neu geschaffenen Kommissionen übernehmen 
somit zeitlich weit über die sogenannte „Übergangs-
periode“ hinaus, nahezu alle Befugnisse, die bisher 
die entsprechenden Ministerien innehatten, stellte 
auch das Wall Street Journal fest. Bremer habe so 
„in alle Stille“ Institutionen geschaffen, die „den 
USA mächtige Hebel in die Hand geben, um jede 
wichtige Entscheidung der Interimsregierung beein-
flussen zu können.“ 84 

Legitimierung durch den UN-Sicherheitsrat –  
die Resolution 1546 

Von einer „Machtübergabe“ und der „Wiederherstel-
lung irakischer Souveränität“ kann also nicht die Re-
de sein, bestenfalls kann man in diesem Zusammen-
hang von der Übertragung administrativer Befugnis-
se sprechen. Ungeachtet ihrer begrenzten Macht, wa-
ren sich Lakthar Brahimi und Kofi Annan aber nicht 
zu schade, diese Regierung als „souverän“ zu be-
zeichnen. Zweiflern, die auf die fortgesetzte militäri-
sche Kontrolle des Landes durch das US-Militär 
hinwiesen, warf Brahimi einen „zu legalistischen“ 

                                                   
81 „Iraq's Mr. Cellophane“, Newsweek, Dec. 29/ Jan. 5 issue  
82 Carl Conetta a.a.O., „Making Wheels of Justice Turn in a 
Chaotic Iraq“, The New York Times, 1.8.2004 
83 Phyllis Bennis, Left Behind: The False „Hand-Overs“ of Iraq 
& Saddam Hussein, Institute for Policy Studies, July 5th, 2004, 
http://www.ips-dc.org/comment/Bennis/aftertrans.htm   
84 „Behind the Scenes, US Tightens Grip on Iraq's Future“, Wall 
Street Journal, 13.5.2003 
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Ansatz vor. „Souveränität“ bedeute für ihn, „das 
formale Ende der Besatzung“. „Es wird eine Regie-
rung geben, die souverän sein wird und die diese 
Souveränität ausüben wird.“ Mit anderen Worten 
„Souveränität“ per Definition und nicht aufgrund re-
aler Macht. Man habe den „Realitäten Rechnung zu 
tragen“ und dazu würden auch die 150.000 ausländi-
sche Soldaten gehören, die am 1. Juli nicht einfach 
verschwinden würden. Es werde aber eine Macht-
übergabe sein, da die CPA aufgelöst und Herr Bre-
mer gehen würde, so die fortgesetzte Rosstäuscherei 
des UN-Vertreters. 
 

In der expliziten Hilfestellung der UNO drückt sich 
die Unterstützung der anderen mächtigen, einst 
kriegskritischen Staaten für die US-Politik im Irak 
aus. Deutschland und Frankreich sehen es zwar nicht 
ungern, dass die USA und Großbritannien mit ihrer 
unilateralen Aggressionspolitik in Schwierigkeiten 
geraten sind, fürchten aber aus eigenem Interesse de-
ren völliges Scheitern im Irak. Dies würde einen ge-
waltigen Rückschlag für den Einfluss aller westli-
chen Staaten in einer Region bedeuten, die auch für 
sie wirtschaftlich vital ist. 
Sie forderten allerdings, wie auch Russland, mehr 
Befugnisse für die Übergangsregierung, einen Zeit-
plan für den Truppenrückzug und mehr Mitsprache 
der UNO – und damit auch für sich. Gegen die US-
Pläne, in einer neuen Irak-Resolution die irakischen 
Sicherheitskräfte dem Oberbefehl der USA zu un-
terstellen, hatte der Beauftragte für die EU-
Außenpolitik, Javier Solana, sogar „große Kämpfe“ 
angekündigt.85  
 

Es wurde ein Sturm im Wasserglas. Die Europäer 
verzichteten darauf die Notlage der US-Regierung 
auszunutzen: Nach nur geringfügigen Änderungen 
an dem von den USA und Großbritannien vorgeleg-
ten Entwurf, verabschiedete der Sicherheitsrat die 
Resolution 1546, die den geplanten „Übergangspro-
zess“ absegnete. Sie „unterstützt die Bildung einer 
souveränen Interimsregierung“, die „die volle Ver-
antwortung und Autorität“ übernehmen würde. Sie 
„begrüßt“, dass am 30. Juni 2004 „die Besetzung en-
den und die Provisorische Behörde der Koalition zu 
bestehen aufhören“ würde und der „Irak wieder seine 
uneingeschränkte Souveränität geltend machen“ 
könne. Der Zeitplan des Übergangsprozess wurde 
ebenfalls gebilligt, der Wahlen zu einer „Übergangs-
Nationalversammlung“ bis spätestens 31. Januar 
2005 vorsieht. Diese soll u.a. eine neue repräsentati-
ve Übergansregierung bestimmen und innerhalb ei-
nes weiteren Jahres eine permanente Verfassung 
entwerfen, auf deren Basis dann bis Januar 2006 eine 
verfassungsmäßige Regierung gewählt werden soll. 
Nach den völkerrechtlich gleichfalls mehr als frag-
würdigen Resolutionen 1483 und 1511 war dies die 

                                                   
85 James Conachy, „US-Offizier droht Massaker in Falludscha 
an“, WSWS, 24. April 2004 

dritte massive Hilfestellung der im Sicherheitsrat mit 
tonangebenden Staaten Frankreich, Russland und 
Deutschland. Sie gestanden damit – unter Missach-
tung der UN-Charta und damit in einem illegalen 
Akt – den Staaten, die den Irak unter Bruch des Völ-
kerrechts überfielen, weitgehende und langfristige 
Verfügungsgewalt über ihre Kriegsbeute zu.  
Darüber hinaus – ein Aspekt der wenig beachtet wird 
– gibt die Resolution den USA und Großbritannien 
auch Rückendeckung dabei, sich aus den Pflichten 
einer Besatzungsmacht davonzustehlen. In den Be-
reichen, wo es um diesen Aspekt geht, hatten sie es 
sehr eilig mit der irakischen Selbstverwaltung: be-
reits im Mai entließen sie die Ministerien für Ge-
sundheit, Bildung, Wasserversorgung, Elektrizität, 
Öffentliche Arbeiten, Wissenschaft, Technologie und 
Kultur in die „Unabhängigkeit“ und machten sie von 
nun an allein verantwortlich für die Misere ihrer Res-
sorts.86  
 

Den Weg frei für den Resolutionsentwurf der Besat-
zungsmächte machte ein Brief des neuen Minister-
präsidenten Allawi, in dem er – noch gar nicht rich-
tig im Amt – pflichtgemäß seine Auftraggeber um 
den Verbleib ihrer Truppen im Land bat. Der US-
Außenminister sicherte seinerseits in einem Brief zu, 
dass sich die Besatzungstruppen bei militärischen 
Operationen, die sie gemeinsam mit der irakischen 
Armee durchführen werden, mit der Interimsregie-
rung „abstimmen“ wollen und sie diese darüber hin-
aus über ihre sonstigen Tätigkeiten „auf dem laufen-
den halten“ und „konsultieren“ würden.87 Auf diese 
Briefe, die gemäß der Resolution eine „Sicherheits-
partnerschaft“ begründen, wird in weiteren Text 
mehrfach Bezug genommen. Es ist eine „Partner-
schaft“ zwischen Herr und Knecht, die tatsächliche 
Befehlsgewalt der US-Armee wird an keiner Stelle 
eingeschränkt. Die Ermächtigung aus Resolution 
1511 wird noch einmal bekräftigt, die die „multinati-
onalen Truppen“ – wie die Besatzungstruppen in den 
UN-Dokumenten genannt werden – legitimiert, „alle 
notwendigen Maßnahmen“ zu ergreifen, um für die 
„Aufrechterhaltung der Sicherheit und Stabilität im 
Irak“ zu sorgen, „einschließlich der Verhütung und 
Abschreckung des Terrorismus“. Diese „multinatio-
nalen Truppen“ sollen, wie auch die irakischen Si-
cherheitskräfte, unter dem Oberkommando der US-
Armee verbleiben, bei der auch weiterhin die alleini-
ge Entscheidungsgewalt liegt. 
Auf den „Terrorismus“ im Irak wird mehrfach Bezug 
genommen. Unter diesem Begriff wird nun – nach 
der Legitimierung einer „souveränen“ Regierung 
                                                   
86 Die Ressortleiter der „unabhängigen Ministerien“ blieben als 
Minister der Interimsregierung im Amt, siehe „Iraq's interim ca-
binet“, IslamOnline, 
http://www.islamonline.net/English/News/2004-
06/01/article01a.shtml  
87 Beide Briefe sind in dt. Übersetzung unter http://www.uni-
kassel.de/fb10/frieden/regionen/Irak/un-res-anlagen.html doku-
mentiert. 
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durch die UNO – mehr den je, der gesamte Wider-
stand subsummiert werden. 
Zwar konnte die Bush-Regierung jene Textpassage 
nicht verhindern, wonach das Mandat der Besat-
zungstruppen automatisch ausläuft, sobald Anfang 
2006 eine verfassungsgemäß gewählte Regierung die 
Amtsgeschäfte in Bagdad übernimmt. Sie dürfte ihr 
aber ebenso wenig Sorgen machen, wie die Bestim-
mung, dass „dieses Mandat früher beendet wird, 
wenn die Regierung des Iraks darum ersucht.“ Bis 
Ende 2005 dürfte ein Abkommen, dass die weitere 
Truppenpräsenz regelt unter Dach und Fach sein und 
da die Interimsregierung keinen Tag ohne den 
Schutz der Besatzungstruppen überleben würde, ist 
ein Rückzugsersuchen ihrerseits auszuschließen. 
Den Weg zu einer militärischen Unterstützung der 
Staaten, die weiterhin keine – wie auch immer be-
zeichneten – Besatzungstruppen stellen wollen, soll 
Absatz 13 ebnen, der den Aufbau einer eigenen Ein-
heit zum Schutz der UN-Präsenz im Irak bestimmt. 
Auch diese „UNO-Truppen“ würden allerdings unter 
dem Kommando der „multinationalen Truppen“, also 
dem Oberbefehl der US-Armee stehen. 
Die angeblich „führende Rolle“ der Vereinten Natio-
nen bleibt auf Beratungstätigkeit der Interimsregie-
rung bei der Vorbereitung von Wahlen und beim zi-
vilen Wiederaufbau und der humanitären Hilfe be-
schränkt. 
Absatz 24 beschließt, dass die Erlöse aus Verkäufen 
von Erdöl, Erdgas und Erdölprodukten weiterhin 
ausschließlich in den „Entwicklungsfonds für den 
Irak“ fließen werden. Der Fonds soll weiterhin vom 
„Internationalen Überwachungsbeirat“ IAMB über-
wacht werden. Diesem gehören bisher u.a. ein Ver-
treter des UN-Generalsekretärs, der Direktor des In-
ternationalen Währungsfonds und der Präsident der 
Weltbank“ an. Er soll nun um einen Vertreter der i-
rakischen „Regierung“ erweitert werden. Weiter 
heißt es, der Sicherheitsrat „stellt fest, dass nach 
Auflösung der CPA die Mittel dieses Fonds allein 
gemäß den Anweisungen der Regierung Iraks ausge-
zahlt“ würden. Dies ist eine bewusste Verschleierung 
der Verhältnisse: Nicht erwähnt wird der Aufsichts-
rat des Fonds (Program Review Board), der ihn tat-
sächlich verwaltet. Auch dieser Aufsichtsrat unter-
steht zwar seit Juli der provisorischen Regierung, die 
Vertreter der US-amerikanischen Besatzungsmacht 
haben aber darin weiterhin die Mehrheit.88 
Ausdrücklich bestätigt wird auch der Passus aus Reso-
lution 1483, wonach mit den Exporten von Öl, Gas 
und Erdölprodukten „nach bester Praxis des Welt-
marktes“ verfahren werden soll, womit dem Irak de 
facto die Einhaltung der Preis- und Förderquotenrege-
lungen der OPEC untersagt wird. Dies ist eine massi-

                                                   
Unter den jetzt 12 stimmberechtigten Mitgliedern des Boards 
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ve Beschränkung irakischer Souveränität unmittelbar 
durch den UN-Sicherheitsrat selbst, dürfte aber auch 
im Interesse Frankreichs und Deutschland liegen. 
Wird der Irak damit „aus dem OPEC-Verbund he-
rausgebrochen, so wird dieses einzige Rohstoffkartell 
der vormaligen Dritten Welt nicht mehr funktionie-
ren,“ so der Kasseler Politwissenschaftler Prof. Wer-
ner Ruf. „Den Regeln des Weltmarkts, wird endlich 
auch hier zum Durchbruch verholfen.“89 
Wo die Prioritäten der deutschen und französischen 
Regierung liegen, machten sie in Stellungnahmen 
deutlich, in der zwar Skepsis über die Praxistaug-
lichkeit des nun eingeleiteten Übergangsprozess 
durchschienen, aber vor allem Genugtuung darüber 
geäußert wurde, dass die USA nun doch wieder auf 
sie zugehen und um ihre Mitarbeit ersuchen mussten. 
Auch in pro-amerikanischen Medien wunderte man 
sich jedoch, warum sie angesichts der schwierigen 
Lage, in der sich die USA befand, nicht mehr Zuge-
ständnisse durchzusetzen versuchten.  
Auf dem NATO-Gipfel Ende Juni 2004 in Istanbul, 
näherten sich die Supermacht und die „Kriegsgeg-
ner“  weiter an. Die NATO bot weitere Unterstüt-
zung bei der Besatzung an, insbesondere beim Auf-
bau irakischer „Sicherheitskräfte“. Auch Bundes-
kanzler Gerhard Schröder erneuerte sein Angebot, 
die aus Irakern gebildeten Hilfstruppen der USA 
durch die Bundeswehr militärisch auszubilden, aller-
dings nicht im Land selbst. 
Der NATO-Gipfel ließ offen, welchen Umfang und 
welchen Finanzrahmen die Unterstützung schließlich 
annehmen wird. Der Forderung der USA nach einer 
direkten Truppenpräsenz der NATO im Irak erteilte 
vor allem Frankreichs Präsident Jacques Chirac noch 
eine klare Absage. Sie wird dennoch bald im Irak 
präsent sein: der Aufbau eines NATO-Verbindungs-
büro in Bagdad ist schon fest geplant.90 
 

Auch wenn die Resolution zweifelsohne ein großer 
diplomatischer Erfolg der Bush-Administration war 
und die Zugeständnisse, die sie in der Auseinander-
setzung im Sicherheitsrat machen mussten, geringer 
ausfielen als befürchtet, so ist die Durchsetzung ihres 
nun mit UN-Mandat versehenen „Übergangspro-
gramms“ kein glatter Sieg für sie. 
Die US-Regierung wurde zu einem Zeitplan ge-
drängt, der eigentlich nicht ihren Intentionen ent-
sprach. Es ist schließlich nicht zu erwarten, dass sie 
in dem verbleibenden halben Jahr bis zu den ersten 
Wahlen, durch „Demokratiepromotion“ eine ausrei-
chende Basis im Lande schaffen, mit der pro-ameri-
kanische Kräfte bei freien Wahlen bestehen können. 
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Sie werden daher gezwungen sein, die Wahlen zu 
verschieben oder in ihrem Sinne zu manipulieren. In 
beiden Fällen wird sich dadurch die politische Situa-
tion noch weiter zuspitzen – allerdings erst nach der 
Präsidentenwahl in den USA und das ist für Bush 
und seine Mannschaft im Moment das wichtigste. 
 

Das wesentlichste Zugeständnis in der Auseinander-
setzung um die neue Irak-Resolution mussten sie, 
kaum bemerkt von der westlichen Öffentlichkeit, ih-
ren Gegnern im Irak selbst machen: Die Übergangs-
verfassung und das dort definierte föderale System 
wird, wie u.a. von Ayatollah Al-Sistani gefordert, in 
der Resolution nicht erwähnt. Al-Sistani hatte in ei-
nem Brief an Kofi Annan den Sicherheitsrat und die 
USA noch einmal eindringlich davor gewarnt, diesen 
Gesetzestext als Verfassung anzuerkennen: „jeder 
Versuch, ihm durch Erwähnung in der UN Resoluti-
on Legitimation zu verschaffen,“ würde „als eine 
dem Willen des irakischen Volkes entgegengesetzte 
Tat betrachtet werden und als ein Vorbote schwer-
wiegender Folgen“ betrachtet werden.91 
Trotz der Bedeutung, die US-Strategen der Über-
gangsverfassung beimessen, verzichteten sie tatsäch-
lich auf jegliche Erwähnung. Diese Rücksichtsnahme 
erzürnte jedoch ihre kurdischen Verbündeten massiv, 
die mit einem Boykott der neuen Regierung drohten. 
Washington sitzt hier offensichtlich in einer prinzi-
piellen Zwickmühle, die ebenfalls auf die Labilität 
des gesamten Projekts hinweist. 
 

„Souveränität“ mit vorgehaltener 
Pistole  – der „Übergangsprozess“ 
in der Praxis 
 

„In internen Angelegenheiten hat sie [die Re-
gierung] genau die gleiche Unabhängigkeit 
wie ein Hund an der Leine. Solange der Hund 
friedlich und heiter an der Seite seines Herrn 
trottet – und in die gleiche Richtung – ist er 
ziemlich frei; sobald er sich in irgendeinem 
anderen Winkel zu bewegen beginnt, spürt er 
den Zug sofort.“ 

George Kennan 1939 über die  
Regierung der Slowakei92 

 „Die Iraker haben diese Lüge schon einmal 
erlebt“ 

Die formale Übergabe der Regierungsgeschäfte an 
die Truppe um Iyad Allawi wurde ohne Vorankündi-
gung und ohne die sonst übliche, medienwirksam in-
szenierte Show in Allawis Büro vollzogen. Kein 
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Staatschef und kein Minister der Besatzungsmächte 
war zugegen. Paul Bremer übergab seine letzte Order 
und die Ernennungsurkunden an seine Quislinge und 
schlich sich anschließend aus dem Land. Die USA 
und ihre neue Hilfsregierung wollten so den voraus-
sichtlich für den 30. Juni geplanten Aktionen des 
Widerstands  zuvorkommen. Sie gaben damit aber 
für einen angeblich so historischen Tag, der zum 
neuen Nationalfeiertag werden soll, eine recht jäm-
merliche Vorführung, die sehr deutlich demonstrier-
te, wie es um die tatsächlichen Verhältnisse steht.  
Während anschließend George Bush und Tony Blair 
zu Hause in feierlichen Worten von einem strahlen-
den Neubeginn sprachen, der nun vor dem Irak liege, 
war die Stromversorgung mit steigender Hitze wie-
der von 12 Stunden auf 6 Stunden pro Tag gefallen 
und die Schlangen vor den Tankstellen auf 3 km ge-
wachsen.93  
 

Die neue Hilfsregierung lies von Anfang an keine 
Zweifel daran aufkommen, in welche Richtung sie 
marschieren wird. Iyad Allawi hatte schon vor seiner 
Ernennung drastische Maßnahmen zur Niederschla-
gung der Opposition angekündigt, sein „Verteidi-
gungsminister“ sprach offen davon ihren Gegnern 
„wenn es sein muss, die Kehlen durchzuschnei-
den.“94 Nach einem Bericht der seriösen Tageszei-
tung Sydney Morning Herald soll Allawi hierbei 
selbst mit „gutem Beispiel“ vorangegangen sein. 
Nach unabhängigen Zeugenaussagen hat er Mitte Ju-
ni sechs als aufständisch Verdächtigte in einer Poli-
zeistation in Bagdad eigenhändig erschossen und er-
klärt, das sei der „einzig richtige Weg“, um mit den 
Aufständischen umzugehen. Er werde alle decken, 
die ihm nacheiferten. 95 
Zehn Tage nach seinem Amtsantritt verabschiedete 
seine Junta ein Paket von Notstandsverordnungen, die 
dem Junta-Chef und den Besatzungstruppenweitge-
hende Vollmachten erteilen. Mit Zustimmung des 
Präsidenten und seiner beiden Stellvertreter, kann er 
beliebig das Kriegsrecht überausgewählte „Unruhere-
gionen“ verhängen, Militärgouverneure einsetzen, 
Versammlungsverbote und Ausgangssperren verord-
nen, den Zugang und die Kommunikation zu entspre-
chenden Gebieten sperren bzw. überwachen, sowie 
Verdächtige für unbestimmte Zeit und ohne Kontakt 
zur Außenwelt festhalten lassen.96 – Die Besatzungs-
truppen können somit ihre bisherige Tätigkeit mit ei-
ner förmlichen Ermächtigung ausüben – für manche 
ist der Irak damit schon auf dem Weg zum Rechts-
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staat,97 für andere auf den Weg in die Diktatur.98 
 
Wie Journalisten vor Ort schon in den Wochen zuvor 
erfahren konnten, verband die Mehrheit der Iraker 
mit der Etablierung der Interimsregierung keine we-
sentliche Änderung des Besatzungszustandes ihres 
Landes.99 Intellektuelle, wie der frühere UN-
Botschafter des Landes Dr. Mohamed al-Douri wie-
sen die Vorstellung einer „begrenzten Souveränität“ 
zurück. Souveränität bedeute die vollständige Kon-
trolle über das Land, den Luftraum, die Bodenschät-
ze, die Wirtschaft und das Militär. Wenn dies nicht 
gegeben ist, so wäre dies nicht eine „begrenzte Sou-
veränität“, sondern schlicht gar keine.100 „Derselbe 
Esel, ein anderer Sattel“ so das Urteil der irakische 
Schriftstellerin Haifa Zangana über die Interimsre-
gierung nach einem irakischen Sprichwort. „Die Ira-
ker haben diese Lüge schon einmal erlebt“ fährt sie 
fort, die „britische ‚Übergabe der Souveränität’ in 
den 20er Jahren war genauso bedeutungslos.“ 
 

Niemand im Irak erwartete, dass sich die persönliche 
Lage verbessern würde. Wenig wahrscheinlich er-
scheint den meisten auch, dass es bis Januar 2005 
tatsächlich einigermaßen faire Wahlen geben wird, 
insbesondere nach dem Vorgeschmack den ihnen die 
Zusammenstellung der „Nationalversammlung“, die 
auch Teil des Übergangsszenariums ist, im Laufe des 
Julis gab. Sie sollte eigentlich ein breites Spektrum 
politischer Kräfte umfassen und die Interimsregie-
rung beraten, und so den Anschein eines Quasi-
Parlaments wecken. Auch hier sicherten sich aber die 
im „Regierenden Rat“ und in der Interimsregierung 
dominierenden Parteien die überwiegende Mehrheit 
der Sitze. Die meisten gegen die Besatzung opponie-
rende Gruppierung hingegen boykottieren die Ver-
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sammlung.101 
Die USA hatten ohnehin stets deutlich gemacht, dass 
ihnen der Zeitpunkt zu früh ist. Falls sie nicht gene-
rell mit dem Verweis auf die Sicherheitslage ver-
schoben werden – Allawi hatte die Möglichkeit kurz 
nach Amtsantritt angedeutet – wird Washington alles 
daransetzen, durch eine strenge Auswahl der zuge-
lassenen Parteien, einen den USA genehmen Aus-
gang zu garantieren.  
Auch hier hatte Paul Bremer vorgesorgt: in seinen 
emsigen letzten Tagen unterzeichnete der US-
Statthalter auch einen Erlass, der Angehörige „illega-
ler Milizen“ von allen öffentlichen Ämtern aus-
schließt. Da der Bann erst drei Jahre nach Verlassen 
der entsprechenden Organisation erlöschen soll, 
bleiben Besatzungsgegner, die in der Guerilla 
kämpften oder einer Miliz angehörten, auch dann 
ausgeschlossen, wenn sie sich zur Teilnahme am 
Übergangsprozess und zur Beschränkung auf eine 
zivile Politik entschließen würden. Praktisch alle ira-
kischen Organisationen unterhalten Milizen und in 
vielen Orten wurden Milizen auch zum Selbstschutz 
der Bevölkerung gebildet. Die Angehörige der ver-
bündeten Organisationen sind von der Regelung 
nicht betroffen, da deren Milizen in die US-geführten 
Sicherheitskräfte integriert und somit „legalisiert“ 
werden sollen.102 Für Besatzungsgegner kommt ein 
solcher Weg selbstverständlich nicht in Frage. 
Nach dem „Gesetz über politische Parteien und Or-
ganisationen“ (Order 97) können Parteien verboten 
werden, die zur „Gewalt aufrufen“, „Hass predigen“ 
oder den „Terrorismus“ unterstützen, bzw. im Ver-
dacht stehen, von bewaffneten Organisationen oder 
Milizen finanziert zu werden. Die Entscheidung, ob 
einer dieser Ausschlussgründe vorliegt, liegt allein 
bei der noch von Bremer eingesetzten Wahlkommis-
sion, die Möglichkeit zur gerichtlichen Überprüfung 
von Vorwürfen gibt es nicht. Die USA halten damit 
sehr effektive Mittel gegen politisch unliebsame 
Kräfte in der Hand.  
 
Die Widerstandsaktivitäten hatten natürlich auch vor 
und während der „Machtübergabe“ nicht nachgelas-
sen – im Gegenteil: Unmittelbar nach Vorstellung 
der Hilfsregierung häuften sich Anschläge auf ihre 
Mitglieder und Mitte Juni gelang der bis daher effek-
tivste Anschlag auf den Ölexport. Eine Serie von 
Explosionen unterbrach die zentrale Erdölpipeline 
im Süden für Wochen. Die Hauptpipeline im Nor-
den, die von Kirkuk in die Türkei führt, war im Mai 
und Juni ohnehin durch regelmäßige Sabotage außer 
Betrieb gewesen, die Erdölexporte brachen daher 
nun völlig von 1,85 Millionen auf 200.000 Barrel pro 
Tag (bpd) zusammen. Das Vorkriegsniveau hatte bei 
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2,8. Millionen bpd gelegen. Die gut geplante Attacke 
im an sich ruhigeren Süden, versetzte nicht nur die 
Besatzer in helle Aufregung: verknappte doch der 
fast vollständige Ausfall des irakischen Öls das für 
den steigenden Energiehunger der Weltwirtschaft 
ohnehin zu knappe Angebot auf dem Ölmarkt.103 
Nach einer Umfrage der britischen Oxford Research 
International (ORI) wuchs die Zustimmung in der 
irakischen Bevölkerung zu Gewaltakten gegen die 
Besatzungstruppen von 17 Prozent im Februar auf 
derzeit 31 Prozent deutlich.104 Die Zahl derer die 
Muktadar Al Sadr unterstützen, kletterte nach einer 
Umfrage der CPA (!) auf 67% und lag damit nur 
knapp hinter der 70-prozentigen Zustimmung zu Ay-
atollah al-Sistani. „Ministerpräsident“ Allawi er-
reichte selbst in der CPA-eigenen Hitliste nur 23 
Prozent. 105 

Restrukturierung der Besatzung  

Ungeachtet aller politischen Bemühungen zur Schaf-
fung einer passablen Fassade für ihre fortgesetzte 
Herrschaft über das ölreiche Land und um mehr Ak-
zeptanz in der Bevölkerung, bleiben für die USA 
auch in Zukunft hauptsächlich ihre militärischen Fä-
higkeiten entscheidend. Große Anstrengungen wer-
den außerdem unternommen, zuverlässige irakische 
Hilfskräfte aufzubauen.  
Wie die Ausbildung und die leichte Bewaffnung der 
neuen irakischen Truppen zeigen, ist nicht an den 
Aufbau einer echten irakischen Armee gedacht, die 
womöglich ihre Stärke für die Durchsetzung einer 
größeren Souveränität einsetzen könnte, sondern nur 
an Wachleute, Polizisten und einfache Fußsoldaten. 
Zusammen mit den privaten Söldner stehen sie nun 
an vorderster Linie bei der Sicherung wichtiger Zent-
ren und sie sollen zusammen mit irakischen Polizis-
ten, im Rahmen der „Irakisierung“ der Besatzung, in 
den Straßen die Autorität der Besatzungsmacht 
durchsetzen. Eingeborenentruppen werden auf diese 
Weise gegen den Rest der Bevölkerung in Stellung 
gebracht: als „menschliches irakisches Kanonenfut-
ter“, so der Toronto Star, um die Zahl, der in Lei-
chensäcken zurückkehrenden US-Soldaten zu mini-
mieren. „Dies ist eine echte und erprobte Kolonial-
methode.“106 

Regiert wird das Land seit Juli aus der zur Festung 
ausgebauten Botschaft der USA im Zentrum Bag-
dads, die einen großen Teil der Aufgaben der Besat-
zungsbehörde übernimmt. Sie residiert in den Ge-
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bäuden, die zuvor von der Besatzungsbehörde ge-
nutzt wurden, darunter auch dessen Hauptquartier, 
der Republikanische Palast. Insgesamt beanspruchen 
die USA auch nach der „Machtübergabe“ den größ-
ten Teil der für gewöhnliche Iraker gesperrten soge-
nannten „Grünen Zone“, ein über 10 Quadratkilome-
ter großer, abgeriegelter und schwerbewachte Si-
cherheitsbereich in der Bagdader Innenstadt, rund 
um die ehemaligen Regierungs- und Parteigebäude. 
Paul Bremer hat nun ausgedient, und wurde vom al-
ten Haudegen John Negroponte abgelöst. Der neue 
Botschafter verfügt allein in Bagdad über einen Stab 
von mehr als 1.700 Mitarbeitern.107 Hinzu kommen 
vier über das Land verteilte Niederlassungen, in de-
nen je hundert Amerikaner und 50 Iraker US-
Interessen durchsetzen sollen. Die US-Behörde für 
Internationale Entwicklung (USAID) ist mit hundert 
Mitarbeitern in der „Botschaft“ vertreten.  
Insgesamt bedeutet die Restrukturierung der US-
eigenen Verwaltungsstrukturen im Irak eine Kräfte-
verschiebung innerhalb der US-Administration. Statt 
dem Pentagon wird nun das State Departement, dem 
die „Botschaft“ untersteht, federführend sein. Aller-
dings wurde die CPA als Amt für Wiederaufbau und 
Management in die schlecht getarnte neue Besat-
zungsbehörde eingegliedert. Sie untersteht wie bisher 
dem Pentagon und verwaltet weiterhin, die vom US-
Kongress zur Verfügung gestellten 18,4 Milliarden 
US-Dollar. Negroponte darf aber nun, als Vertreter 
des State Departements, den Abschluss von Verträ-
gen überwachen. Die Iraker hingegen haben hierauf 
so wenig Einfluss, wie auf die von USAID verwalte-
ten drei Milliarden Dollar. 108 
 

Geheimpolizei und Todesschwadrone – der 
Beginn eines schmutzigen Krieges 

Die Herrschaftsausübung via US-Botschaft ist eine 
Methode, die Lateinamerikanern bestens bekannt ist, 
aber auch in Südostasien erprobt wurde. Negroponte 
bringt dafür sicher die besten Erfahrungen mit. Er 
war in den 80er Jahren als Botschafter in Honduras 
und hat nicht nur im Gastland mitregiert, sondern 
auch maßgeblich die gegen das Nachbarland gerich-
teten paramilitärische Banden, die sogenannten 
„Contras“, mitaufgebaut, die mit terroristischen Mit-
teln Krieg gegen die fortschrittliche Regierung in 
Nicaragua  führten. Seine ersten Sporen verdiente 
sich Negroponte aber bereits von 1964 bis 1973 in 
führenden politischen Positionen in Vietnam. 
 

Vorangetrieben wurde seit Herbst 2003 auch der 
Aufbau paramilitärischer Einheiten und einer neuen 
Geheimpolizei. Der CIA, die selbst in Bagdad ihre 
Zentrale zur größten Auslandszentrale weltweit aus-
gebaut hat, wurde für 2004 dafür ein Budget von drei 
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Mrd. US-Dollar zur Verfügung gestellt. Die Ränge 
dieser Einheiten füllen zum einen Angehörige iraki-
scher Exilgruppen und kurdische Peshmergas, zum 
anderen aber auch übergelaufene Mitglieder des frü-
heren irakischen Geheimdienstes Mukhabarat.109  

„Die Bildung einer gut funktionierenden Geheimpo-
lizei, die in Wirklichkeit eine Abteilung der CIA dar-
stellt, ist Teil einer allgemeinen Transformationsstra-
tegie,“ so der US-amerikanische Geheimdienstexper-
te John Pike von der Global Security Organisation. 
Wer die Geheimpolizei eines Landes kontrolliere, 
könne sicher sein, dass sich das neue irakische Re-
gime nicht weit von den vorgegebenen Parametern 
entferne.110 

Kapuzen tragende Milizionäre begleiten seither US-
Soldaten häufig bei Razzien und Vergeltungsschlä-
gen.111 Auf ihren Informationen beruht oft auch die 
Wahl der Opfer dieser Operationen. Ähnlich ver-
mummte Männer haben auch bereits – völlig unbe-
helligt durch die Besatzungsmächte –Hunderte ehe-
malige Mitglieder der einstigen Regierungspartei, 
frühere Amtsträger, kritische Intellektuelle und sons-
tige politische Gegner ermordet.112 

Die Eskalation eines verdeckten, schmutzigen Krie-
ges wurde von Präsident Bush unmittelbar autori-
siert. In enger Zusammenarbeit zwischen der israeli-
schen und der US-Armee wurden auch Teams für die 
gezielte Exekution gegnerischer Führer ausgebildet. 
Nach Informationen des Guardian operieren diese 
Spezialeinheiten bereits in Syrien und versuchen dort 
„ausländische Jihadisten“ zu töten, bevor sie die 
Grenze übertreten.113  
Diese Spezialeinheiten zur Menschenjagd wurden 
unter dem Namen „Task Force 121“ zusammenge-
fasst. Angesichts der Schwierigkeiten, den irakischen 
Widerstand in den Griff zu bekommen, müsse, so ein 
Berater der Besatzungsbehörde, zu „unkonventionel-
len Mitteln“ gegriffen und Gleiches mit Gleichem 
bekämpft werden: „Guerilla mit Guerillamethoden. 
Terrorismus mit Terrorismus“. Man müsse die Iraker 
„durch Schrecken zur Unterwerfung zwingen.“ 114 
Ehemalige CIA-Beamte vergleichen dieses Vorha-
ben mit dem Programm „Phoenix“ in Vietnam bei 
dem zwischen 1968 und 1972 über vierzigtausend 
Vietnamesen entführt oder getötet wurden, die ver-
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dächtigt wurden, dem Vietcong anzugehören oder 
mit ihm zu sympathisieren.115 
 

US-Offiziere reisten bereits vor dem Krieg nach Is-
rael um „Antiterroroperationen in städtischen Gebie-
ten“ zu studieren, unter anderem auch den Überfall 
auf das Flüchtlingslager in Jenin ein Jahr zuvor. In 
einem Nachbau einer Palästinenser-Stadt in der Ne-
gev-Wüste trainierten US-Spezialeinheiten schließ-
lich urbane Kriegsführung.116 Von der Zerstörung 
der Häuser von Verdächtigen und deren Familienan-
gehörigen bis zu Luftangriffen auf Wohnungen zur 
gezielten Liquidierung mutmaßlicher Guerillaführer 
ähnelt daher auch vieles im Irak dem Vorgehen der 
israelischen Armee in den besetzten palästinensi-
schen Gebieten. 

Gefährliche Verbindung: Israels Agenda und 
der kurdische Separatismus 

Die enge Zusammenarbeit der USA mit Israel ge-
schieht fast im geheimen. Israel erscheint nicht auf 
der Liste der „Koalition der Willigen“, obwohl die 
israelische Regierung den Krieg vehement gefördert 
und schon an seiner Vorbereitung aktiv beteiligt war. 
Israel unterstützte die US-Armee mit Waffen und 
Gerät und ist aktuell im Irak sowohl mit Militärbera-
tern als auch Geheimdienstoffizieren und Verhörspe-
zialisten aktiv.117   
Für die reaktionären Hardliner um Scharon sollte die 
Eroberung des Landes zwischen Euphrat und Tigris 
den Ausgangpunkt für eine weitgehende politische 
und militärische Neutralisierung der Nachbarländer, 
insbesondere Iran und Syrien bilden. Könnten diese 
zur Aufgabe jeglicher Unterstützung für die Palästi-
nenser gezwungen werden, so das Kalkül Scharons, 
dann hätten sie freie Hand bei der militärischen Nie-
derwerfung des palästinensischen Widerstands im 
Gaza-Streifen und der Westbank.118 
Die israelische Regierung sieht nun aber mit Verär-
gerung das Erstarken religiöser und nationaler Kräfte 
im Irak. Die mit dem „Übergangsprozess“ gemach-
ten Zugeständnisse gehen ihr schon zu weit. Zudem 
stört sie der ihrer Meinung nach zu starke Einfluss 
des Irans im Irak. Ihre Interessen decken sich dabei 
weitgehend mit denen der beiden kurdischen Partien 
PUK und KDP, die ebenfalls sehr verärgert sind, 
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weil aus Rücksicht auf den schiitischen Klerus der 
Föderalismus und die weitgehende kurdische Unab-
hängigkeit in der UN-Resolution vom Juni weder di-
rekt, noch indirekt über die Bestätigung der Über-
gangsverfassung, festgeschrieben wurde. Israel ar-
beitet seit den 70er Jahren eng mit den beiden Partei-
en zusammen und hat beschlossen, die militärische 
Unterstützung für sie auszubauen. Israelische Exper-
ten trainieren nun kurdischen Einheiten, berichtete 
Seymour Hersh im New Yorker und verschaffen so 
auch ihrer eigenen Armee „Augen und Ohren“ im 
Irak, sowie in den angrenzenden Staaten Syrien und 
Iran. Hauptziel Israels bei dem Einsatz sei es, die 
kurdischen Milizen, deren personelle Stärke auf bis 
zu 75.000 Mann geschätzt wird, militärisch zu stär-
ken und damit ein Gegengewicht zu den schiitischen 
Milizen im Irak zu schaffen, so ein israelischer Ge-
heimdienstoffizier zu Hersh. Nach Israels Einschät-
zung werde es der Bush-Regierung „nicht gelingen, 
im Irak Stabilität oder Demokratie zu schaffen, so 
dass Israel andere Optionen brauche“119 – er nannte 
es Israels „Plan B“. 
Dadurch und durch die Bestrebungen der Kurdenpar-
teien, ihre Herrschaftsbereiche – gegen den entschie-
denen Widerstand der turkmenischen und arabischen 
Bevölkerung – auf die von ihnen als kurdisch defi-
nierten Ölregionen Mossul und Kirkuk auszuweiten, 
wächst die Gefahr bewaffneter Auseinandersetzun-
gen zwischen kurdischen und national orientierten 
irakischen Kräften: Je stärker der Widerstand gegen 
die Besatzung, desto größer die Wahrscheinlichkeit 
eines offenen Krieges.120 

Die irakische Gegenwehr  

Trotz allem stellen sich auch in den einst kriegskriti-
schen Ländern die meisten Politiker und Medien hin-
ter die Besatzungspolitik der USA. Nur die Besat-
zungstruppen würden einen drohenden Bürgerkrieg 
verhindern, so die gängigen Verlautbarungen. Doch 
ist es im Gegenteil die Politik der USA, die massiv 
Iraker gegen Iraker in Stellung bringt. Auseinander-
setzungen der Besatzungsgegner mit kollaborieren-
den Kräften, können Züge eines Bürgerkrieges an-
nehmen. Souveränität und Demokratie ist im Irak 
nicht in Sicht, im Entstehen ist stattdessen eine US-
hörige koloniale Diktatur.121  
 

Auf internationale Ebene wird den US-Plänen kaum 
etwas entegegengesetzt, wirksame Gegenwehr 
kommt bisher nur aus dem Irak selbst. Hier hat sich 
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in verhältnismäßig kurzer Zeit ein sehr breiter und 
vielfältiger Widerstand entwickelt, der in dieser 
Vielfalt im Westen nicht wahrgenommen wird. Ori-
entiert auf spektakuläre Ereignisse, wird in den Me-
dien nur über Aufsehen erregende bewaffnete Aktio-
nen berichtet und auch hier vorwiegend über die An-
schläge, die das Bild zielloser, rücksichtsloser Ge-
walt stützen. Dabei ist das politische Leben äußerst 
rege, zahlreiche unabhängige Organisationen sind 
entstanden, wie z.B. die Gewerkschaft der arbeitslo-
sen Arbeiter, die Organisation für die Freiheit der 
Frauen oder das Komitee für die Bildung von Arbei-
terräten und Gewerkschaften, die ihre zunehmend 
radikalere Opposition zur Besatzung durch vielfälti-
ge politische Aktionen ausdrücken.  
 

Einer der vielversprechendsten Ansätze, die unter-
schiedlichen Kräfte in breiten Bündnissen zusam-
menzufassen, ist die Bewegung für eine „Nationale 
Versammlung für einen unabhängigen und verein-
ten Irak“, die nach Ansicht Hana Ibrahim vom Oc-
cupation Watch Center in Bagdad auch sehr deut-
lich die angebliche Alternative zwischen Fortdauer 
der Besatzung und Rückkehr zur Diktatur zurück-
weist.122 Vertreter von etwa 50 Organisationen be-
teiligten sich auf mehreren Vorbereitungstreffen an 
den Diskussionen über die Gestalt eines zukünfti-
gen Iraks und den Weg dahin. Vertreten waren reli-
giöse Organisationen aller Konfessionen, säkulare, 
nationale und linke Gruppierungen, Gewerkschaf-
ter, Menschenrechtsaktivisten und Universitätspro-
fessoren, führende Persönlichkeiten aus Falluja und 
anderen Städten mit einer starken Opposition gegen 
die Besatzung, sowie Personen, die Ayatollah al-
Sistanis bzw. Moktadar Al Sadr nahe stehen. Im 
Zentrum aller Treffen stand der Appell an die Ein-
heit aller Iraker.  
Auf einem Gründungskongress der Bewegung, der 
mit etwa 500 Teilnehmer am 8. Mai 2004 in Bagdad 
stattfand, wurde eine Plattform erarbeitet und ein 16-
köpfiger Ausschuss gewählt. Der Kongress sprach 
sich strikt gegen jegliche Unterstützung von Institu-
tionen, die von der Besatzungsmacht geschaffenen 
wurden aus. Dazu gehört auch die Nationalversamm-
lung, die noch im Sommer unter US-Aufsicht zu-
sammengestellt wurde und die Interimsregierung be-
raten soll.123  
Dagegen sollen eigene politische Strukturen aufge-
baut werden, um den Irak zu befreien – mit allen le-
gitimen Mitteln.  
Der Kongress lehnt bewaffneten Widerstand nicht 
ab, da er das natürliche Recht eines jeden Volkes sei, 
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„Iraq’s Shiites, Sunnis Form Anti-Occupation Body“, Islam 
Online, 8.5.2004 und das „Final Statement of the Iraqi Founda-
tional National Conference“, 
http://www.nodo50.org/csca/agenda2004/iraq/al-basrah_14-05-04.html   
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will aber friedliche Mittel bevorzugen. „Der Fokus 
der Medien auf Gewalt und die gewöhnlich positive 
Berichterstattung über die Anstrengungen von Iyad 
Allawis neuer Regierung den ‚Aufstand niederzu-
werfen’, hat den falschen Eindruck geschaffen, dass 
die Opposition nur Gewalt anwenden würde und all 
die, die den Frieden fördern wollen, die Interimsre-
gierung und damit die Besatzung unterstützen wür-
den,“ so Scheich Jawad al-Khalisi, der zum General-
sekretär der Bewegung gewählt wurde.124 Es würde 
nicht unterschieden „zwischen Widerstand und Ter-
rorismus oder zwischen der gegen die Besatzung 
eingestellten Zivilgesellschaft und jenen die Gewalt 
anwenden, ergänzte der Sprecher des Kongresses, 
ein aus dem britischen Exil zurückgekehrter Wissen-
schaftler. „Sie bezeichnen uns alle zusammen als 
Saddams Überreste, Reaktionäre, Rachesuchende, 
Söldner, Irregeleitete oder Ausländer.“125 
 

Tatsächlich bestimmt noch immer die Propaganda 
der USA und der mit ihnen verbündeten irakischen 
Organisationen maßgeblich das Bild vom irakischen 
Widerstand. Die Rede ist von „Überresten des alten 
Regimes“, „islamistischen Fanatikern“, seit April 
2004 auch von islamistischen Milizen; von hasser-
füllten Aufständischen ohne politisches Programm, 
die nur Chaos verbreiten und sich gegen die „Demo-
kratisierung“ und „Modernisierung“ ihres Landes 
stemmen. 
 

Doch auch der bewaffnete Widerstand ist weder ge-
prägt von „Gotteskriegern“, die für einen islami-
schen Staat kämpfen, noch von Saddam-Anhängern, 
die die alten Verhältnisse wieder herstellen wollen.  
Sicherlich spielen der Islam und die Moscheen, so-
wie das Bestreben dem Islam einen größeren Ein-
fluss in der Gesellschaft zu verschaffen für viele 
Gruppierungen eine wichtige Rolle. Der Einfluss is-
lamischer Kräfte, die nach dem Wegfall der alten 
staatlichen Institutionen teilweise das Vakuum füll-
ten, ist beträchtlich, ihren Milizen, wie der „Mahdi-
Armee“ Al Sadrs wird auch vorgeworfen, immer 
wieder gewaltsam gegen „Unislamisches“, wie Al-
koholausschank, Kinos, etc. vorzugehen. Es gibt aber 
keine nennenswerten Kräfte, die eine Herrschaft der 
Ayatollahs anstreben.126 Die Bedeutung der Religion 

                                                   
124 Der Großvater al-Khalisis war ein Führer der schiitischen 
Widerstandsbewegung gegen die Briten vor 80 Jahren. Er selbst 
organisierte zusammen mit dem sunnitischen Führer Sheich Ab-
dul Salam al-Kubeisi Organisator gemeinsame schiitisch-
sunnitischen Demonstrationen gegen die Besatzung. („The Ends 
of Occupation” PULP 6.10.04, 
http://www.pittsburghpulp.com/content/2004/04_08/news_cover
_story.shtml ) 
125 „The Iraqi Leader Seeking a Peaceful Path to Liberation“, 
The Guardian, 16.7.2004. 
126 Die Rolle, die Führer wie Al-Sistani für den Klerus anstreben, 
vergleicht Juan Cole mit dem der katholischen Kirche in Län-
dern wie Irland vor ein paar Jahrzehnten, wo es zwar ein Parla-
ment und eine rein weltliche Herrschaft gibt, aber kaum wichtige 
Gesetze verabschiedet werden konnten, die der Kirchenführung 

wird ohnehin oft übertrieben: „Viele Guerillas sind 
auf die gleiche Art vom Islam beeinflusst wie die 
US-amerikanische Soldaten von der Religion, die 
ebenfalls dazu neigen im Krieg mehr zu beten“ meint 
z.B. der US-amerikanische Nahostexperte Anthony 
Cordesman.127  
 

Die Besatzungsbehörde hat mit ihrem „De-Baathisie-
rungs“-Programm propagandistisch geschickt an die 
„Entnazifierung“ im Nachkriegsdeutschland ange-
knüpft. Allein schon ihre Mitgliedschaft soll die Mit-
glieder der Baath-Partei  – und damit auch den Wider-
stand, in dem sie aktiv sind – diskreditieren. Die 
Baath hat aber weder ideologisch nochorganisatorisch 
Ähnlichkeiten mit dem deutschen Faschismus. Sie 
war nie völkisch oder chauvinistisch, sondern auf na-
tionale Unabhängigkeit und einen gemäßigten, soge-
nannten „arabischen“ Sozialismus orientiert. Sie war 
daher auch lange Zeit Mitglied der sozialdemokrati-
schen „Sozialistischen Internationalen“. Saddam Hus-
seins Herrschaft stützte sich auch nicht, wie die Hit-
lers, auf einen großen Parteikader und einen weiten 
loyalen Führungszirkel der Partei, sondern auf eine 
Clique, die verwandtschaftlich mit ihm verbunden war 
und zunehmend auf Stammesführer und Clanchefs, 
die er durch diverse Zugeständnisse auf seine Seite 
ziehen konnte.128 
 

In dem Maße, wie im April die Kämpfe in Falluja, 
Najaf und den vielen anderen Städten ein völlig an-
deres Bild vom Widerstand und seinem Rückhalt in 
der Bevölkerung vermittelten, wurde trotz offizieller 
Propaganda zunehmend auch in der westlichen Öf-
fentlichkeit anerkannt, dass im Irak eine klassische 
Widerstandsbewegung entstanden ist. 
So stellte beispielsweise der britische Guardian fest, 
dass es dem Widerstand ganz offensichtlich gelun-
gen ist, einen erfolgreichen Guerillakrieg gegen die 
Besatzungstruppen zu entfalten, der sich auf breite 
Unterstützung der Bevölkerung stützen kann. Es 
würde auch immer deutlicher, dass das Vorgehen der 
Guerilla im Irak weitgehend mit den Taktiken ande-
rer Befreiungsbewegungen der jüngeren Geschichte 
übereinstimme: die hauptsächlichen Ziele sind die 
Besatzer selbst, sowie die einheimischen Polizisten 
und Soldaten, die für sie arbeiten. Wo dies nicht der 
Fall war, beispielsweise bei solchen Gräueltaten ge-
gen Zivilisten, wie der Bombenanschlag in Kerbala 
im März 2004, würden sie einer, angeblich zu Al 
Qaida gehörigen Gruppe um den Jordanier Abu Mu-
sab Al-Zarqawi zugeschrieben, dessen wahre Rolle 

                                                                                   
im Land missfielen. („UN Resolution Passes Unanimously -- 
Sistani the Big Winner; Kurds Furious“, 
http://www.juancole.com/2004_06_01_juancole_archive.html#1
08676099298442267  
127 „Iraq Insurgency Larger Than Thought“, The Guardian, 
8.7.2004 
128 siehe Carl Conetta, a.a.O. 
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Gegenstand vieler Spekulationen unter Irakern sei.129 
 

Die US-Kommandeure vor Ort hatten stets die An-
wesenheit einer größeren Zahl ausländischer Kämp-
fer bestritten. Sie sehen sich vielmehr damit konfron-
tiert, das die „aufständischen Kräfte Legionen von 
nationalistischen Teilzeit-Rekruten aufnehmen konn-
ten, die wütend über die anhaltende Besatzung und 
den wachsende Tribut der Zivilbevölkerung sind,“ so 
Generalleutnant Thomas Metz gegenüber der Los 
Angeles Times. „Wir reden hier von Leuten, die ge-
nauso wie die Minutemen [Freiwillige im amerikani-
schen Unabhängigkeitskrieg, J.G.] sind“, erläuterte 
Bruce Hoffman dem Blatt, „Terrorismusexperte“ und 
Berater der Besatzungstruppen. „Sie nehmen ihre 
Waffen und schließen sich dem Kampf an und gehen 
anschließend zurück in ihre Häuser und Farmen.“ 
Die Charakteristik des Widerstands entspricht seiner 
Ansicht nach der von früheren Befreiungsbewegun-
gen in Vietnam und anderswo.130 
 

Dessen ungeachtet ist der militärische Widerstand 
nach wie vor äußerst diffus. Seine genaue Zusam-
mensetzung, die gesellschaftliche Basis, Ideologie 
und die Breite der Unterstützung der verschiedenen 
Organisationen, ist von außen kaum einschätzbar. In 
den meisten Verlautbarungen und Äußerungen füh-
render Mitglieder bleiben die politischen Ziele für 
die Zeit nach der Besatzung eher vage, enthalten in 
der Regel aber Bekenntnisse zu Demokratie, Plura-
lismus und der Anerkennung von Menschen- und 
Minderheitenrechten.131 
Recht detaillierte Vorschläge, für den politischen 
Übergangsprozess nach Abzug der Invasoren, enthält 
ein Kommunique des „Vereinigten Nationalen Rates 
des Irakischen Widerstandes“ (UNCIR) vom 21. Ap-
ril 2004, dem nach eigener Darstellung „Kämpfer der 
Baath-Partei“, ehemalige Angehörige von Armee 
und Sicherheitsdiensten, sowie „Zehntausende iraki-
scher Patrioten“ angehören und dem sich auch die 
„edlen Scheichs der Stämme, die religiösen Muja-
heddin und zahllose islamische Kräfte“ angeschlos-
sen hätten.132 Das Programm sieht laut Kommunique 
nach Abzug der Besatzer eine zweijährige „Über-
gangsregierung der Nationalen Einheit“ vor. Diese 
hätte u.a. die Aufgabe die „staatlichen Verwaltungs-
strukturen und ihre lebensnotwendigen Dienstleis-

                                                   
129 „The resistance campaign is Iraq's real war of liberation „, 
The Guardian; 1.7.2004; Zur Rolle Zarqawis und die Spekula-
tion über „False Flag“-Terrorismus siehe Michel Chossudovsky, 
„Pentagon's new „Terrorist Mastermind“ – Who is Abu Musab 
Al-Zarqawi?“, Globalresearch,  11.6.2004: 
http://globalresearch.ca/articles/CHO405B.html  
130 „Iraq Insurgency Showing Signs of Momentum“, Los Angeles 
Times 26.6.2004 
131 Berichte von Widerstandsgruppen und Infos aus ihnen naheste-
hende Quellen werden von The Free Arab Voice zusammenge-
stellt. http://www.freearabvoice.org/. Eine Auswahl auf deutsch, 
gibt: http://widerstandsreport.sedunia.org  
132 „Politisches Kommunique des irakischen Widerstands“ v. 
21.4.2004, http://www.aikor.de/info/04070702.pdf  

tungen“ wiederherzustellen und innerhalb von zwei 
Jahren Wahlen für einen „neuen Nationalrat“ durch-
führen – unter „Aufsicht der Arabischen Liga, inter-
nationaler Beobachter und angesehener internationa-
ler Organisation, die mit demokratischen Prozessen 
vertraut sind.“ Eine neue Verfassung soll erarbeitet 
und der Bevölkerung zur Abstimmung vorgelegt 
werden. Die politischen Freiheiten sollen auf Basis 
eines besonderen Gesetzes „zur Gewährleistung der 
Freiheit der Gründung von Parteien, Vereinen und 
zivilgesellschaftlichen Organisationen, der Freiheit 
der Herausgabe von Zeitungen und der Herstellung 
der Pressefreiheit unter Berücksichtigung patrioti-
scher Kriterien“ und zur „Durchsetzung des Rechts-
staates“ garantiert werden. Vorgesehen ist auch die 
Schaffung eines „Hohen Rates für Menschenrechte“ 
und ein „Autonomiegesetz für Irakisch-Kurdistan.“ 
 

Inwieweit es diesem Vereinigten Nationalen Rat, ei-
nem der großen Widerstandbündnisse, gelingen 
wird, sich mit den anderen Strömungen des Wider-
stands und zivilen Organisationen auf ein gemeinsa-
mes Programm zu einigen, bleibt abzuwarten – die 
Charakterisierung eines Teils der Kämpfer als „Hel-
den des nationalen Sicherheitsapparates“ dürfte da-
bei wenig hilfreich sein.133 
 

Neben Vorbehalten wegen seiner Zusammensetzung, 
stößt der Widerstand im Westen vor allem aufgrund 
der Rücksichtslosigkeit vieler Aktionen, denen im-
mer wieder viele Unbeteiligte zum Opfer fallen, so-
wie terroristischer Bombenanschläge auf Men-
schenmengen, die der Bewegung als ganzes angela-
stet werden, auf breite Ablehnung.  

Völkerrechtler, wie Norman Paech weisen daraufhin, 
dass bewaffneter Widerstand gegen die Besatzung 
durchaus legitim ist, sich aber auch dieser an die Ge-
setze des humanitären Völkerrechts zu halten hat.134 

Vertreter der Antikriegsbewegung erinnern in diesem 
Zusammenhang daran, dass letztlich die Besatzung 
Ursache all der Gewalt ist und daher die Invasoren in 
erster Linie dafür die Verantwortung tragen. Die An-
tikriegsbewegung schulde dem irakischen Widerstand 
viel, schrieb beispielsweise der philippinische Sozio-
loge und Träger des alternativen Nobelpreises Walden 
Bello, da durch ihn viele aggressive Pläne der USA 
gegenüber anderen Ländern gestoppt oder verzögert 
wurden. „Sein Gesicht jedoch ist nicht hübsch und 
viele fortschrittliche Bewegungen in den USA und 
dem Westen zögern, ihn als Alliierten zu akzeptie-
ren.” Diese Skrupel sind für ihn ein Haupthindernis 
beim Aufbau einer dauerhaften Friedensbewegung in 

                                                   
133 ebd. 
134 Interview der jungen Welt mit Norman Paech v. 20.04.2004; 
Da auch nach Amtsantritt der Interimsregierung die Besatzung 
nicht endete, besteht das Recht auf Widerstand fort, wie auch die 
Experten auf dem Hearing zum internationalen Tribunal über 
den Irakkrieg am 19.6.2004 in Berlin übereinstimmend feststell-
ten, siehe www.iraktribunal.de 
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den USA und den anderen westlichen Staaten. 
„Aber es hat nie eine hübsche Befreiungsbewegung 
gegeben,” so der Direktor von Focus on the Global 
South weiter und viele westliche Progressive wandten 
sich daher früher schon gegen die antikolonialen Be-
wegungen in Afrika, die FLN in Algerien, die NLF in 
Vietnam etc.. „Doch die Widerstandsbewegung ver-
langt keine politische oder ideologische Unterstüt-
zung. Alles was sie sucht, ist internationaler Druck für 
den Rückzug einer unrechtmäßigen Besatzungsmacht, 
damit interne Kräfte den Raum bekommen, eine wirk-
lich nationale Regierung formen zu können. Auf Basis 
dieses begrenzten Programms können sich sicherlich 
Progressive in aller Welt und der irakische Wider-
stand verbünden.”135  

Auch die indische Schriftstellerin Arundhati Roy hat 
in ihrer vielbeachteten Rede auf dem Weltsozialforum 
in Mumbai auf die Bedeutung hingewiesen, die dem 
Geschehen im Irak zukommt und dazu aufgerufen, 
weniger darauf zu achten, wer wie im Irak kämpft, 
sondern selbst zu einem gewaltfreien globalen Wider-
stand gegen die Besatzung beizutragen.136 
 

„Mission impossible“ – unerfüllba-
rer Auftrag? 

Militärisch kann die USA nicht zum Rückzug ge-
zwungen werden und den US-Truppen wiederum 
wird es auch mit Hilfe irakischer Kollaborateure 
nicht gelingen den Widerstand auszuschalten. Die 
Frage, wie stark sich eine internationale Bewegung 
gegen die fortgesetzte Besatzung engagiert und wie 
gut es gelingt, die USA weiter zu isolieren, hat daher 
durchaus eine große Bedeutung, verstärkt sie doch 
den Unmut in den USA und den verbündeten Län-
dern, der ohnehin Monat für Monat wächst.  
So blieb die mit viel Propagandaaufwand zelebrierte 
„Machtübergabe“ überschattet von den anhaltenden 
Kämpfen der Besatzungstruppen gegen Städte, die 
nach wie vor von Besatzungsgegnern kontrolliert 
wurden. Noch größere Imageschäden verursachten 
die ständig neuen Fotos und Enthüllungen über die 
Folterpraktiken in den US-geführten Gefängnissen 
im Irak – für die USA ein Public Relation Desaster 
ohnegleichen. Eine Politik, die es mit Hilfe professi-
oneller PR-Firmen und ihrem Netz von NGOs ver-
standen hatte, die Kriegsnachrichten weitgehend in 
ihrem Sinne zu moderieren, war mit den Fotos aus 
Abu Ghraib völlig außer Tritt geraten. Im Irak selbst 
waren die Vorwürfe seit langem bekannt, dennoch 
heizten die Bilder die anti-amerikanische Stimmung 
weiter an. 
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Die Auseinandersetzungen um die Kontrolle von 
Falluja, Najaf, Kufa und anderen Städten, machten 
zudem deutlich, dass die USA ihre überragenden mi-
litärischen Mittel nicht konsequent einsetzen können, 
ohne ihren politischen Zielen und ihren Verbündeten 
im Irak noch mehr zu schaden. Die anvisierte Über-
tragung unpopulärer Aktionen an irakische Sicher-
heitskräften scheitert immer noch an deren mangeln-
der Stärke und Zuverlässigkeit. Um weniger An-
griffsfläche zu bieten und die eigenen Verluste zu 
verringern, haben sich die US-Truppen vielerorts in 
ihre Stützpunkte zurückgezogen und rücken nur noch 
zu gezielten Operationen aus. Über weite Teile des 
Landes, besonders um Bagdad, haben sie daher 
kaum noch Kontrolle.137 
 

Die einzige Trumpfkarte, die der USA verbleibt, ist 
die Unterstützung, die sie immer wieder auf internati-
onaler Ebene erhält. Durch die Installation einer durch 
die UNO legitimierten Regierung können sie ihre Ent-
scheidung als den Willen irakischer Autoritäten hin-
stellen. Der irakische Widerstand hingegen wird im 
Westen mehr denn je als Terrorismus diskreditiert 
werden und kann kaum auf internationale Unterstüt-
zung hoffen. Falls es Washington aber nun mit dem 
„Übergangsprozess“ nicht gelingt, die Situation in den 
Griff zu bekommen, bleiben kaum weitere Optionen, 
ein „Plan D“ ist nicht Sicht. „Dies ist Washingtons 
letzte Chance“ meint auch die International Crisis 
Group, die ihr Memorandum zum Thema mit „Iraks 
Transformation: Auf Messers Schneide“ überschrieb. 
Die US-Regierung habe durch ihre, gegenüber den 
irakischen Verhältnissen blind und rücksichtslose Po-
litik, die anfänglichen Spielräume auf einen schmalen 
Grad eingeengt.  
Auch in den großen bürgerlichen Medien herrscht trotz 
der weithin begrüßten Resolution 1546 der Pessimis-
mus vor: „Nach ’Auftrag erfüllt’ vom 1, Mai 2003“, 
schrieb Lothar Rühl in der Frankfurter Allgemeinen mit 
Verweis auf Vietnam, „droht ab 1. Juli 2004 ‚mission 
impossible’ – unerfüllbarer Auftrag.“ 138 
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